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(Entwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Reform und der Ausbau der Hochschulen sowie die wis- 
senschaftlichen Aufgaben außerhalb der Hochschulen erfordern 
eine wachsende Zahl von qualifiziertem wissenschaftlichen 
Nachwuchs. Die gegenwärtige Verbindung unterschiedlichster 
Aufgaben in der Funktion der wissenschaftlichen Assistenten 
und wissenschaftlichen Hilfsarbeiter behindert die konzen- 
trierte Arbeit junger Wissenschaftler. 


B. Lösung 

Vergabe von Stipendien an qualifizerte Hochschulabsolventen 
für die Vorbereitung auf die Promotion und die Teilnahme an 
einem verstärkt auf die Forschung bezogenen Aufbaustudium. 


C. Alternativen 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache W 1860 — 
verfolgt einen ähnlichen Lösungsweg. 


D. Kosten 

Die durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Kosten 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes berück- 
sichtigt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. April 1971 

1/4 (III/l) — 27004 — Gr 1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses 

(Graduiertenförderungsgesetz) 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft. 

Die Vorlage ist dem Bundesrat am 2. April 1971 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf 
sowie die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates werden unverzüglich nachgereicht. 


Brandt 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
(Graduiertenförderungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zweck der Förderung 

(1) Zur Förderung wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses für Aufgaben innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen werden nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Stipendien gewährt. 

(2) Bei der Förderung sind der Bedarf an wissen- 
schaftlichem Nachwuchs für die einzelnen Fachrich- 
tungen sowie die Ziele der Forschungsplanung von 
Bund, Ländern und Hochschulen zu berücksichtigen. 

(3) Die Befugnis der Länder zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses aufgrund Landes- 
rechts sowie besondere Förderungsmaßnahmen für 
bestimmte Fachgebiete oder Personengruppen blei- 
ben unberührt. 

§ 2 

Förderung der Promotion 

(1) Wer ein Hochschulstudium abgeschlossen hat, 
das die Zulassung zur Promotion ermöglicht, kann 
zur Vorbereitung auf die Promotion ein Stipendium 
erhalten, wenn sein wissenschaftliches Vorhaben 
einen wichtigen Beitrag zur Forschung «erwarten 
läßt und seine Studien- und Prüfungsleistungen eine 
besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
erkennen lassen. Die Promotion muß durch eine im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegene Hoch- 
schule erfolgen. 

(2) Solange und soweit die Zulassung zur Pro- 
motion ein abgeschlossenes Hochschulstudium nicht 
voraussetzt, kann nach Maßgabe des Absatzes 1 
auch gefördert werden, wer sein Hochschulstudium 
nicht abgeschlossen hat und als Studienabschluß 
lediglich die Promotion anstrebt. Das gleiche gilt, 
wenn von dem Erfordernis des abgeschlossenen 
Hochschulstudiums Befreiung erteilt worden ist. Die 
Förderung beginnt ln diesen Fällen mit Ablauf der 
Höchstdauer, für die Ausbildungsförderung nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fachrichtung des Promotions Vorhabens geleistet 
werden kann. Das gleiche gilt, wenn eine Studien- 
ordnung einen Studienabschluß im Sinne von Satz 3 
nicht vorsieht. 

§ 3 

Förderung eines weiteren Studiums 

Wer ein Hochschulstudium abgeschlossen hat, das 
die Zulassung zur Promotion ermöglicht, kann zur 


Teilnahme an einem weiteren Studium, das der Ver- 
tiefung oder Ergänzung seines bisherigen Studiums 
insbesondere durch verstärkte Beteiligung an der 
Forschung dient, ein Stipendium erhalten, wenn 
seine Studien- und Prüfungsleistungen eine beson- 
dere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit er- 
kennen lassen. Das weitere Studium muß von einer 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Hoch- 
schule eingerichtet worden sein. 

§ 4 

Auswahl der Bewerber 

(1) Ein Anspruch auf Gewährung eines Stipen- 
diums besteht nicht, übersteigt die Zahl der Be- 
weilber, die die Voraussetzungen für eine Förderung 
erfüllen, die Zahl der Stipendien, so ist zwischen 
den Bewerbern nach dem Grad ihrer Befähigung zu 
wissenschaftlicher Arbeit und, sofern eine Promo- 
tion gefördert wird, auch nach der Bedeutung des 
in Aussicht genommenen Vorhabens auszuwählen. 

(2) Bewerber, «deren wissenschaftlidie Vorhaben 
auf die Forschungsplanung der Hochschule oder der 
Fachbereiche abgestimmt sind, können vorrangig 
gefördert werden. 

§ 5 

Staatsangehörigkeit 

Stipendien können erhalten 

1. Deutsche im Sinne des Grundgesetzes, 

2. heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
Über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutz- 
rechte vom 9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1273), 

3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und als 
Asylberechtigte nach § 28 des Ausländergesetzes 
vom 28. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 353), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
von Kostenermächtigungen, sozialversicherungs- 
rechtlichen und anderen Vorschriften vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) aner- 
kannt sind. 

§ 6 

Stellung des Stipendiaten zur Hochschule 

Der Stipendiat muß Student an einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes «gelegenen Hochschule sein. 
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§ 7 

Art der Förderung und Nebentätigkeit 

(1) Die Stipendien werden als Zuwendungen ge- 
währt. Der Verwendungsnachweis beschränkt sich 
auf die in diesem Gesetz und aufgrund dieses Ge- 
setzes vorgesehenen Leistungsnachweise. 

(2) übt 'der Stipendiat neben der Vorbereitung 
auf die Promotion oder der Teilnahme an dem wei- 
teren Studium eine Tätigkeit aus, die seine Arbeits- 
kraft ganz oder zum Teil in Anspruch nimmt, so ist 
eine Förderung nach diesem Gesetz ausgeschlossen. 
Das gilt nicht für eine Tätigkeit als Tutor bis zu 
4 Wochenstunden und für die Korrektur schriftlicher 
Arbeiten, soweit diese Tätigkeit 200 Stunden im 
Halbjahr nicht überschreitet; die Betreuung von 
Praktika ist mit einer Förderung nach diesem Ge- 
setz vereinbar, soweit sie 100 Wochenstunden wäh- 
rend des gesamten Förderungszeitraums nicht über- 
schreitet. Innerhalb eines Studienhalbjahrs darf nur 
eine der in Satz 2 genannten Tätigkeiten ausgeübt 
werden. Zu ihrer Übernahme ist der Stipendiat nicht 
verpflichtet. 

§ 8 

Dauer der Förderung 

(1) Das Stipendium wird zunächst für einen Zeit- 
raum bis zu einem Jahr gewährt. Vor Ablauf des 
Bewiliigungszeitraums ist festzustellen, ob eine wei- 
tere Förderung gerechtfertigt ist. Die Förderung 
endet im Regelfall nach zwei Jahren (Regelförde- 
rungsdauer). 

(2) In besonderen Fällen kann das Stipendium 
über die Regelförderungsdauer hinaus gewährt wer- 
den. Eröffnet das in einem weiteren Studium im 
Sinne des § 3 erreichte Arbeitsergebnis die Mög- 
lichkeit zur Promotion, so kann für den Abschluß 
der Arbeit das Stipendium bis zu einem Jahr über 
die Regelförderungsdauer hinaus gewährt werden, 
wenn ein wichtiger Beitrag zur Forschung zu er- 
warten ist. Im übrigen ist die Gewährung eines Sti- 
pendiums ausgeschlossen, wenn die Vorbereitung 
auf die Promotion oder die Teilnahme an einem 
weiteren Studium bereits aufgrund dieses Gesetzes 
gefördert worden ist. 

(3) Die Gewährung des Stipendiums endet späte- 
stens 

1. mit Ablauf des Bewilligungszeitraums, 

2. innerhalb des Bewilligungszeitraums 

a) mit Ablauf des Monats, der auf den Monat 
der Einreichung der wissenschaftlichen Arbeit 
oder des Abschlusses des weiteren Studiums 
folgt, 

b) an dem Tage, an dem der Stipendiat eine ent- 
geltliche berufliche Tätigkeit aufnimmt. 

Sofern die Vorbereitung auf die mündliche Dok- 
torprüfung einen längeren als den aus Satz 1 Num- 
mer 2 a sich ergebenden Zeitraum zwingend erfor- 
dert, kann das Stipendium im Rahmen des Bewilli- 
gungszeitraums für weitere zwei Monate gewährt 


werden, jedoch nicht über den Tag der mündlichen 
Doktorprüfung hinaus. 

§ 9 

Widerruf des Stipendiums 

Die Gewährung des Stipendiums ist zu wider- 
rufen, wenn Tatsachen vorliegen, die erkennen 
lassen, daß der Stipendiat sich nicht in erforder- 
lichem und ihm zumutbaren Maße um die Verwirk- 
lichung des Zwecks der Gewährung bemüht. 

§ 10 

Pfändungsschutz 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Stipendien- 
betrages kann nicht gepfändet, verpfändet oder ab- 
getreten werden. 

(2) Das gleiche gilt für die Forderung eines Sti- 
pendiaten gegen ein Geldinstitut, die durch Gut- 
schrift eines auf sein Konto überwiesenen Förde- 
rungsbetrages entstanden ist, für die Dauer von sie- 
ben Kalendertagen seit der Gutschrift. Eine Pfän- 
dung des Guthabens bei dem Geldinstitut gilt als 
mit der Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Gut- 
haben in Höhe der in Satz 1 bezeichneten Forderung 
während des dort genannten Zeitraums nicht erfaßt; 
der Stipendiat hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die in Satz 1 genannten Voraussetzungen vor- 
liegen. 

(3) Für die Pfändung von Bargeld gilt § 811 Nr. 8 
der Zivilprozeßordnung. 

§ 11 

V er Ordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Höhe des Stipendiums sowie die Art und den 
Umfang von Zuschlägen, 

2. die Verlängerung des Stipendiums in besonderen 
Fällen (§ 8 Abs. 2), 

3. den Widerruf des Stipendiums gemäß § 9, 

4. die Verteilung der Förderungsmittel, 

5. die Vergabe der Stipendien, insbesondere die 
Einrichtung der Vergabegremien, das Vergabe- 
verfahren und die Feststellung der Förderungs- 
voraussetzungen, 

6. die Verpflichtung des Stipendiaten über sein Ein- 
kommen und Vermögen Auskunft zu geben so- 
wie die Verpflichtung seines Ehegatten zur Aus- 
kunftserteilung über sein Einkommen und die 
Verpflichtung von Arbeitgebern und Finanzbe- 
hörden, durch Auskünfte und Erteilung von Be- 
scheinigungen an der Feststellung des auf das 
Stipendium anzurechnenden Einkommens und 
Vermögens mitzuwirken. 
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(2) Der Stipendienbetrag ist so festzusetzen, daß 
der Stipendiat sich ausschließlich der Vorbereitung 
auf die Promotion oder dem weiteren Studium wid- 
men kann. Bei der Bemessung des Stipendiums sind 
Einkommen und Vermögen des Stipendiaten sowie 
das Einkommen seines Ehegatten zu berücksichtigen. 
Einkommen und Vermögen seiner Eltern bleiben 
außer Betracht. 

(3) Die Vergabe der Stipendien und die Vertei- 
lung der Förderungsmittel auf die Fachbereiche oder 
Fachrichtungen, sind als staatliche Angelegenheit den 
Hochschulen zu übertragen. Die Hochschulen neh- 
men diese Aufgaben durch Kollegialgremien wahr. 
Für die Mitwirkung in den Gremien sind die Vor- 
schriften des Landesrechts maßgebend, die für die 
Entscheidung von Kollegialgremien der Hochschulen 
über Fragen der Forschung gelten. Die Hochschulen 
und ihre Gremien unterliegen bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach diesem Gesetz den Weisungen der 
zuständigen obersten Landesbehörde; das gilt nicht 
für die Feststellung der Förderungsvoraussetzungen 
und die Auswahl zwischen den Bewerbern im Ein- 
zelfall. 

(4) In einer Rechtsverordnung gemäß Absatz 1 
kann die Ermächtigung zum Erlaß von Vorschriften 
über die Vergabe der Stipendien auf die Landes- 
regierungen übertragen werden; in diesem Fall kön- 
nen die Landesregierungen die Ermächtigung mit 
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die zustän- 
dige oberste Landesbehörde auf die Hochschulen 
übertragen. 

§ 12 

Finanzierung und Verteilung 

(1) Bund und Länder tragen je die Hälfte der durch 
die Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Aus- 
gaben, jedoch begrenzt auf die in den Haushalts- 
plänen von Bund und Ländern für diesen Zweck 
bereitgestellten Mittel. 

(2) Die Bundesmittel werden auf idie einzelnen 
Länder entsprechend dem Verhältnis der Zahl der 
Studierenden an ihren Hochschulen mit Ausnahme 
der Fachhochschulen verteilt. Maßgebend ist die 
Zahl der Studierenden im zweitletzten Jahr vor dem 
Finanzierungszeitraum. Der Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft kann nach Anhörung der 
Länder von diesem Verteilungsschlüssel ab weichen, 
soweit die Entwicklung neuer Hochschulen oder 
sonstige wichtige Gründe eine andere Verteilung 
der Förderungsmittel auf die Länder erfordern. 

(3) Die Verteilung der Förderungsmittel auf die 
Hochschulen ist Aufgabe der Länder. Um eine den 
Zielen dieses Gesetzes entsprechende Verteilung 
der Förderungsmittel innerhalb der Hochschule 
sicherzustellen, kann der Bund dem Land oder das 
Land der Hochschule bis zu 50 vom Hundert der auf 
das Land beziehungsweise die Hochschule entfallen- 
den Mittel mit der Maßgabe zuweisen, daß sie Be- 
werbern bestimmter Fachbereiche oder Fachrichtun- 
gen vorzubehalten sind. 


§ 13 

Auftragsverwaltung 

(1) Das Gesetz wird von den Ländern im Auf- 
träge des Bundes ausgeführt. 

(2) Die Länder weisen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft die zweckentsprechende 
Verwendung der Bundesmittel nach durch jährliche 
Mitteilung 

1. der Zahl der gewährten Stipendien, aufgeteilt 
nach dem Zweck der Förderung (§§ 2 und 3) und 
den Fachrichtungen der Stipendiaten, 

2. des Anteils der Förderung innerhalb der Regel- 
förderungsdauer (§ 8 Absatz 1) und des Anteils 
der Förderung in besonderen Fällen (§ 8 Abs. 2) 
an den Ausgaben, 

3. der Summe der Ausgaben 

a) für Grundstipendien, 

b) für Verheiratetenzuschläge, 

c) für Kinderzuschläge, 

d) für die Förderung von Auslandsaufenthalten, 

e) für Sachkosten und Fahrkosten im Inland, 

4. die bei der Beendigung der Förderung erreichte 
Förderungsdauer sowie die Ergebnisse der Dok- 
torprüfungen. 

§ 14 

Ubergangsvorschrift 

(1) Im Haushaltsjahr 1971 trägt der Bund 90 vom 
Hundert der durch die Ausführung dieses Gesetzes 
entstehenden Ausgaben, jedoch begrenzt auf die im 
Bundeshaushaltsplan bereitgestellten Mittel. 

(2) Durch Verwaltungsvereinbarung kann für das 
Haushaltsjahr 1972 eine von § 12, Abs. 1 abwei- 
chende Regelung über die Beteiligung von Bund 
und Ländern an den durch die Ausführung dieses 
Gesetzes entstehenden Ausgaben getroffen wer- 
den. 

(3) Erhält ein Doktorand oder Student bei In- 
krafttreten der gemäß § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 zu erlassen- 
den Rechtsverordnung ein Stipendium aufgrund von 
Vergaberichtlinien eines Landes, die dem Zweck 
dieses Gesetzes entsprechen, so kann die zuständige 
oberste Landesbehörde anordnen, daß sich die wei- 
tere Förderung nach diesem Gesetz richtet. Im Falle 
einer solchen Anordnung bleibt der von der Ver- 
gabestelle im Einzelfall festgelegte Bewilligungszeit- 
raum gültig. Für die Begrenzung der Förderungs- 
dauer gilt die erstmalige Bewilligung des Stipen- 
diums aufgrund Landesrechts als die erstmalige Be- 
willigung aufgrund dieses Gesetzes. 

(4) Hat das Land bei Inkrafttreten der gemäß 
§11 Abs. 1 Nr. 1 zu erlassenden Rechtsverordnung 
für das Haushaltsjahr 1971 durch Bewilligung von 
Stipendien mehr Förderungsmittel gebunden, als 
ihm unter Berücksichtigung der Leistungen des Bun- 
des für die Ausführung des Gesetzes zur Verfügung 
stehen, so richtet sich die weitere Förderung nur für 
den Teil der Stipendien nach diesem Gesetz, für den 
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die Lastenverteilung gemäß § 12 Abs. 1 gewährlei- 
stet ist. Die zuständige oberste Landesbehörde stellt 
bei ihrer Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 fest, 
welche Stipendien weiterhin aus Landesmitteln ge- 
währt werden. 


§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzies. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die wissenschaftlichen Aufgaben, die sich in allen 
Bereichen der Gesellschaft stellen, erfordern die Mit- 
arbeit qualifizierter Wissenschaftler. Die Befähigung 
und die Bereitschaft zu wissenschaftlicher Arbeit 
sind notwendige Voraussetzungen für die Erfüllung 
wissenschaftlicher Aufgaben; sie bestimmen maß- 
gebend die Infrastrukturbedingungen, von denen die 
Forschungsleistungen einer Gesellschaft abhängen. 
Die staatliche Forschungsförderung muß deshalb 
auch dafür Sorge tragen, daß diese personelle 
Grundlage der wissenschaftlichen Arbeit in der 
Bundesrepublik Deutschland den gestellten Anfor- 
derungen gerecht wird. Die Bundesregierung hält 
aus diesem Grunde die verstärkte Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses für vordringlich. 

Junge Wissenschaftler haben vor allem an den Hoch- 
schulen Gelegenheit, einen ersten wichtigen Beitrag 
zur Forschung zu leisten. Dort wird ihnen diese 
Möglichkeit in erster Linie durch die Promotion er- 
öffnet. Hinzu kommt in jüngster Zeit ein die abge- 
schlossene Hochschulbildung vertiefendes oder er- 
gänzendes weiteres Studium, dessen Einführung der 
Wissenschaftsrat in seinen „Empfehlungen zur Neu- 
ordnung des Studiums an den wissenschaftlichen 
Hochschulen“ aus dem Jahre 1966 unter der Bezeich- 
nung „Aufbaustudium" angeregt hat. Auch hier ist 
der Student ebenso wie bei der Promotion unmittel- 
bar an der Forschung beteiligt. Eine Forschungsför- 
derung, die sich auch die Stärkung der personellen 
Voraussetzungen für wissenschaftliche Arbeit in der 
Bundesrepublik zum Ziel setzt, muß daher vor allem 
Förderung der Arbeit von qualifizierten Doktoran- 
den und Aufbaustudenten sein. Angehörigen dieses 
Personenkreises ist durch angemessene Sicherung 
ihres Lebensunterhalts der Entschluß zu erleichtern 
oder erst zu ermöglichen, ein Forschungsvorhaben in 
Angriff zu nehmen und hierbei die im Hochschul- 
studium erworbene Befähigung zu wissenschaftlicher 
Arbeit zu erproben und zu vervollkommnen. 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
erfolgte bislang im wesentlichen durch die Schaffung 
von Assistentenstellen an den Hochschulen sowie 
durch eine Reihe von Stipendienprogrammen. Bis 
in die jüngste Zeit hinein haben die Hochbegabten- 
förderungswerke wesentlichen Anteil an der Promo- 
tionsförderung durch Stipendien gehabt und im Rah- 
men der ihnen zur Verfügung stehenden begrenzten 
Mittel einen hervorragenden Beitrag zur Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses geleistet. Die 
Stiftung Volkswagenwerk hat durch ein auf fünf 
Jahre befristetes Programm gleichfalls geholfen, 
einen Teil des Stipendienbedarfs zu befriedigen. 
Nach dem Auslaufen dieses Programms haben Bund 
und Länder verstärkt öffentliche Mittel für die Pro- 
motionsförderung bereitgestellt. Gleichwohl haben 
diese Bemühungen nicht ausgereicht, den steigenden 
Bedarf an wissenschaftlichem Nachwuchs zu decken. 


Die Zahl der von Deutschen abgelegten Doktorprü- 
fungen ist in diesem Zusammenhang sehr aufschluß- 
reich: Während 1953 im Bundesgebiet (ohne das 
Saarland) rd. 7600 Doktorprüfungen abgelegt wur- 
den, waren es 1960 nur noch rd. 5400. Bis 1968 stieg 
die Zahl der Promotionen lediglich auf rd. 9200 an 
(ohne Schleswig-Holstein). Zur gleichen Zeit hatte 
sich jedoch die Zahl der sonstigen Graduierungen 
deutscher Studenten allein an den wissenschaftlichen 
Hochschulen nahezu verdoppelt, nämlich von rd. 
18 000 im Jahre 1953 auf rd. 33 000. 

Die Zahl der Promotionen ist nicht nur deshalb un- 
befriedigend, weil sie mit der wachsenden Zahl der 
übrigen Graduierungen nicht Schritt gehalten hat. 
Noch wesentlicher ist, daß nur durch einen Teil der 
Promotionsleistungen der Nachweis einer besonde- 
ren Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit erbracht 
und ein wichtiger Beitrag zur Forschung geleistet 
wird. Der Wissenschaftsrat hat dieses Problem in 
seinen „Empfehlungen zur Neuordnung des Stu- 
diums an den wissenschaftlichen Hochschulen" für 
die Promotion in den medizinischen Fächern ange- 
sprochen. Um deren „Bedeutung anzuheben und sie 
nach Leistung und Ansehen mit den Promotionen an- 
derer Fakultäten vergleichbar zu machen", hat er 
den — allerdings nicht aufgegriffenen — Vorschlag 
unterbreitet, die Approbation mit der Verleihung des 
herkömmlichen Titels „Dr. med." zu verbinden und 
daneben den Titel eines „Dr. sc. med." an Ärzte zu 
verleihen, die u. a. durch eine Dissertation von zu- 
reichend hohem Niveau ihre Befähigung zu selbstän- 
diger wissenschaftlicher Arbeit nachgewiesen haben. 
Hiernach muß sowohl unter Berücksichtigung der in 
den 9200 Promotionen des Jahres 1968 enthaltenen 
rd. 4000 Promotionen der medizinischen Fächer als 
auch unter Berücksichtigung der großen Zahl der nur 
durchschnittlichen Promotionsleistungen in anderen 
Fakultäten davon ausgegangen werden, daß nur ein 
Teil der gegenwärtig abgeschlossenen Promotionen 
den Anforderungen genügt, die an den wissenschaft- 
lichen Nachwuchs zu stellen sind. 

Der Bedarf an jungen Wissenschaftlern, die sich 
durch eine ^ anspruchsvolle Promotion ausgewiesen 
haben, ist demgegenüber erheblich gestiegen. Auf- 
grund der Reform der Personalstruktur an den 
Hochschulen, die durch das Hochschulrahmengesetz 
eingeleitet werden soll, wird er weiter steigen. Eine 
Habilitation darf künftig nicht mehr als Vorausset- 
zung für die Einstellung als Assistenzprofessor oder 
Professor verlangt werden. Vielmehr soll die beson- 
dere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit in der 
Regel durch die Qualität einer Promotion nachgewie- 
sen werden (§ 42 des Regierungsentwurfs für 
ein Hochschulrahmengesetz, Bundesratsdrucksache 
689/70). Allein um das wissenschaftliche Personal 
im Gesamthochschulbereich auf dem Stand von 1969 
zu erhalten, müßten sich bei den rd. 50 000 Stellen- 
inhabern jährlich rd. 3000 junge Wissenschaftler für 
Aufgaben der Forschung und Lehre im Gesamthoch- 
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schulbereidi qualifizieren, wenn man von einem 
durchschnittlichen Verbleib von 17 Jahren an den 
Hochschulen ausgeht. 

Nicht einmal diesem Ziel wird die gegenwärtige Zahl 
der Promotionen gerecht. Aufgaben der Lehre müs- 
sen daher z. Z. auch nichtpromovierten oder nicht 
durch überdurchschnittliche Promotionen aus gewie- 
senen Hochschulabsolventen anvertraut werden. 
Ersr recht würde der aus den Berechnungen des 
Wissenschaftsrats in den „Empfehlungen zur Struk- 
tur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hoch- 
schulbereich nach 1970" sich für 1980 ergebende Be- 
darf von rd. 100 000 Personen, die im Hochschulbe- 
reich wissenschaftlich tätig sind, nicht in qualitativ 
zureichender Weise gedeckt werden können, wenn 
lediglich die bisherige Entwicklung fortgeschrieben 
würde. Eine nachhaltige Förderung von beachtens- 
werten Promotionen muß daher umgehend eingelei- 
tet werden, sollen nicht die Anstrengungen von 
Bund und Ländern beim Ausbau der Hochschulen, 
insbesondere beim Hochschulbau, wegen Fehlens des 
erforderlichen wissenschaftlichen Personals vergeb- 
lich sein. 

Das Ausmaß der notwendigen Promotionsförderung 
ergibt sich allerdings nicht allein aus dem jährlichen 
Bedarf an Hochschullehremachwuchs. Wie bisher 
wird auch künftig nur ein Teil der cjualifizierten 
Nachwuchskräfte nach der Promotion im Hochschul- 
bereich verbleiben. Hieraus .allerdings die Notwen- 
digkeit eines auf den Hochschullehremachwuchs be- 
schränkten Förderungsprogramms herzuleiten, wäre 
nicht sachgerecht. Zum einen wäre es nicht vertret- 
bar, die Hochschulabsolventen an den von ihnen bei 
Eintritt in die Förderung geäußerten Berufswunsch 
etwa durch eine Verpfliditung zur Rückzahlung des 
Stipendiums zu binden. Zum anderen kann eine 
solche Bemfsentscheidung sinnvoll nur im Verlauf 
intensiver wissenschaftlicher Arbeit getroffen wer- 
den. Eine vorhergehende Festlegung würde eine un- 
zumutbare Bindung sowohl für den angehenden 
Wissenschaftler als auch für die Hochschule darstel- 
len und möglicherweise befähigte Graduierte von 
der Bewerbung um ein Stipendium abhalten. Außer- 
dem eröffnet nur eine breit angelegte Förderung 
die Möglichkeit, für die Tätigkeit als Professor oder 
As'sistenzprofessor die qualifiziertesten unter den 
Nachwuchswissenschaftlern auszuwählen. Im übri- 
gen würde die Beschränkung der Förderung auf den 
Hochschullehremachwuchs den umfangreichen Er- 
satz- und Erweiterungsbedarf der Forschungseinrich- 
tungen außerhalb der Hochschulen vernachlässigen. 
Eine solche Beschränkung würde schließlich auch die 
Tatsache außer acht lassen, daß im Zuge der Techni- 
sierung und Verwissenschaftlichung zahlreicher Le- 
bensbereiche eine hohe wissenschaftliche Qualifika- 
tion nicht nur im Bereich der Forschung und Lehre 
erforderlich ist. Auch in anderen beruflichen Tätig- 
keitsfeldern in Wirtschaft und Gesellschaft müssen 
mit Hilfe wissenschaftlicher Methoden neue Erkennt- 
nisse gewonnen, fortentwickelt und in die Praxis 
umgesetzt werden. Die Bundesregierung hält es da- 
her für notwendig, auch den wissenschaftlichen Nach- 
wuchs für Aufgaben außerhalb der Hochschulen in 
die Förderung einzubeziehen. 


Die bisherigen Maßnahmen zur Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses sind aber nicht nur 
nach ihrem Umfang unzureichend. Als nicht sachge- 
recht hat sich die Einbeziehung der Doktoranden in 
das wissenschaftliche Personal der Hochschule erwie- 
sen. Die Inanspruchnahme von Stellen für wissen- 
schaftliche Assistenten durch Doktoranden (sog. 
„Verwaltern von Assistentenstellen") blockiert diese 
Stellen für jene Personen, für die sie ursprünglich 
geschaffen wurden, nämlich für bereits promovierte 
Kräfte, die sich für eine dauernde Tätigkeit an der 
Hochschule qualifizieren sollen. Vor allem aber steht 
diese Form der Förderung infolge der Verpflichtung 
des Doktoranden zu Dienstleistungen einer konzen- 
trierten Erarbeitung des für die Promotion zu er- 
bringenden wissenschaftlichen Beitrags entgegen. 
Verwaltungsarbeit, Vorbereitung der Lehrveranstal- 
tungen des Lehrstuhlinhabers, Teilnahme an ihnen, 
Vorbereitung und Abhaltung eigener Lehrveranstal- 
tungen und Präsenzpflicht, ferner die Mitwirkung an 
Forschungsarbeiten des Lehrstuhlinhabers, Studien- 
beratung und andere Tätigkeiten behindern die 
eigene Forschungsarbeit des Assistenten. Entspre- 
chendes gilt für wissenschaftliche Hilfskräfte sowie 
für Doktoranden, die ihren Lebensunterhalt durch 
Erwerbs tätigkeit außerhalb der Hochschule sichern 
müssen. Alle diese Umstände haben zu einer unan- 
gemessenen hohen Durchschnittszeit für die Anferti- 
gung von Dissertationen geführt. Diese Verzögerung 
hat sich fortgesetzt bei der Anfertigung der Habili- 
tationsschrift. Nach einer 1966 durchgeführten Erhe- 
bung lag für Lehrstuhlinhaber aller Fachgebiete 
zwischen der Hochschulabschlußprüfung und dem 
Abschluß der Promotion durchschnittlich eine Zeit- 
spanne von 4,4 Jahren; weitere 7,8 Jahre wurden 
im Durchschnitt bis zur Habilitation benötigt (Wirt- 
schaft und Statistik 1969 S. 424 [425]). 

Diese überlange Zeit für eine Berufs Vorbereitung 
soll mit Hilfe von entsprechend dotierten Stipendien 
verkürzt werden. Die finanzielle Sicherung durch 
Stipendien ermöglicht die konzentrierte Erarbeitung 
eines Forschungsbeitrags und damit eine erhebliche 
Verkürzung der Promotionszeiten. Der wissenschaft- 
liche Nachwuchs wird dadurch früher als bisher zur 
Übernahme einer verantwortlichen Tätigkeit insbe- 
sondere auch an den Hochschulen befähigt. Eine 
solche Form der Forschimgsförderung wird die Län- 
der und die Hochschulen instandsetzen, die Institu- 
tion des Assistenzprofessors, die einen wesentlichen 
Teil der reformierten Personalstruktur darstellt, zü- 
gig einzurichten. Vor allem wird den Ländern die 
Möglichkeit eröffnet werden, einen Teil der Assi- 
stentenstellen, die infolge der Förderung von Pro- 
motionen durch Stipendien ihre Zweckbestimmung 
verlieren, in eine entsprechende Zahl von Stellen 
für Assistenzprofessoren umzuwandeln. 

Der Förderung von Promotionen ist die Förderung 
des sogenannten Aufbaustudiums gleichzustellen. 
Ein solches weiteres Studium bietet dem wissen- 
schaftlichen Nachwuchs die Möglichkeit, durch ver- 
stärkte Beteiligung an der Forschung die bisherigen 
Studien zu vertiefen oder in benachbarten und ver- 
wandten Disziplinen zu ergänzen. Diese Beteiligung 
vollzieht sich zu einem wesentlichen Teil in neuen 
Formen der Forschung, zu denen insbesondere die 
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Arbeit im Forsdiungsteam gehört. Das Aufbaustu- 
dium bewirkt daher unmittelbar eine Intensivierung 
der Forschungsarbeit und verbreitert darüber hinaus 
das personelle Potential für die Erfüllung wissen- 
schaftlicher Aufgaben in der Bundesrepublik. 

Die im Aufbaüstudium erarbeiteten Beiträge werden 
durch eine zielstrebige Forschungsplanung sowie 
durch begleitende und auf die Forschungsarbeit ab- 
gestimmte Lehrveranstaltungen in einen größeren 
wissenschaftlichen Zusammenhang eingeordnet. Hier- 
aus ergibt sich für den Studenten dieses Studiums 
die Möglichkeit, die notwendige Spezialisienmg 
durch, eine nicht minder notwendige Breite des wis- 
senschaftlichen Denkens zu ergänzen. Langfristig 
sollte daher die Erarbeitung von Dissertationen im 
Rahmen eines Aufbaustudiums erfolgen. Auf der 
anderen Seite sollte eine außerhalb des Aufbaustu- 
diums angefertigte Dissertation stärker als bisher 
von der Hochschule betreut und hierbei in einen 
größeren wissenschaftlichen Zusammenhang gestellt 
werden. Da die beiden Hauptformen der Beteili- 
gung des wissenschaftlichen Nachwuchses an der 
Forschung, nämlich die Promotion und das Aufbau- 
studium, sich aufeinander zu entwickeln sollen, er- 
fordern sie bereits gegenwärtig im wesentlichen 
inhaltsgleiche Maßnahmen zur Förderung cjualifi- 
zierter Hochschulabsolventen. Deren Bereitschaft zur 
Teilnahme an einem Aufbaustudium ist daher gleich- 
falls durch Sicherung des Lebensunterhalts zu stär- 
ken. Damit wird zugleich eine wesentliche Voraus- 
setzung für den Ausbau der bisherigen Ansätze 
für ein Aufbaustudium geschaffen. Nur so kann das 
vom Wissenschaftsrat in seinen „Empfehlungen zur 
Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im 
Hochschulbereich nach 1970" als notwendig aner- 
kannte Ziel erreicht werden, daß bereits 1973 
17 000 Graduierte an einem Aufbaustudium teil- 
nehmen. 

Ein erheblicher Teil der Forschungsleistungen der 
Hochschulen besteht in den Arbeiten ihrer Dokto- 
randen. Die Förderung der Promotion und des Auf- 
baustudiums ist daher auch ein wesentlicher Bei- 
trag zur Stärkung der Forschung an den Hoch- 
schulen. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Bericht 
zur Bildungspolitik vom 8. Juni 1970 (Bundestags- 
drucksache VI/925) hervorgehoben, daß die Abwan- 
derung der Forschung aus den Hochschulen verhin- 
dert werden müsse. Die in öffentlicher Verantwor- 
tung stehenden Hochschulen gewährleisten am 
ehesten die Freiheit der Fragestellimg, ohne die die 
Wissenschaft ihren Beitrag zur Entwicklimg einer 
freiheitlichen, sozialen und demokratischen Gesell- 
schaft nicht leisten kann. Die Forschimg an den 
Hochschulen ist darüber hinaus eine imerläßliche 
Voraussetzimg für die Aufrechterhaltung einer atif 
Forschung bezogenen Lehre. 

Die Möglichkeit einer verstärkten Förderung durch 
die Stipendien wird befähigten Graduierten besser 
als bisher gleiche Chancen vor allem beim Erwerb 
der Qualifikationsvoraussetzungen für den Beruf 
des Hochschullehrers eröffnen. Diese Gleichheit der 
Chancen für den wissenschaftlichen Nachwuchs ist 
allerdüags nur gewährleistet, wenn Zahl und Aus- 


stattung der Stipendien nicht von der Finanzkraft 
des Sitzlandes der einzelnen Hochschule abhängen. 
Ein Programm zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses bedarf daher einer bundesgesetzlichen 
Grundlage, die Umfang und Voraussetzungen für die 
Vergabe der Stipendien regelt und die Finanzkraft 
des Bundes für dieses Programm einsetzt. Das 
Grundgesetz hat dem Bundesgesetzgeber die erfor- 
derliche Zuständigkeit zur Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung in Artikel 74 Nr. 13 2. Alter- 
native eingeräumt. 

Soweit das Aufbaustudium mit dem Begriff „wissen- 
schaftliche Forschung" nicht vollständig erfaßt wer- 
den kann, besteht ergänzend die Zuständigkeit des 
Bundesgesetzgebers zur Regelung der Ausbildiings- 
beihilfen gemäß Artikel 74 Nr. 13 1. Alternative des 
Grundgesetzes. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu § i — Zweck der Förderung 
Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt, daß dieses Gesetz nicht 
nur der Förderung des Hochschullehrernachwuchses 
dienen soll, sondern auch der Förderung von Perso- 
nen, die sich wissenschaftlichen Aufgaben außerhalb 
der Hochschulen zuwenden werden. Die Gründe 
hierfür sinci im allgemeinen Teil der Begründung 
dargelegt. 

Die Förderung besteht in der Vergabe von Stipen- 
dien. Stipendien werden, wie § 9 Satz 3 darstellt, im 
Sinne des herkömmlichen Sprachgebrauchs als 
grundsätzlich nicht zurückzuzahlende Zuschüsse ge- 
währt. Eine bloße Darlehensgewährung würde im 
Hinblick auf die Regelförderungsdauer zu einer rela- 
tiv hohen Verschuldung des geförderten Personen- 
kreises führen imd daher nicht den erforderlichen 
Anreiz bieten. Die Stipendien sind nach Maßgabe 
des § 3 Nr. 44 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 12. Dezember 1969 (EStG 1969) steuer- 
frei. 

Die Sichermig des Lebensunterhalts durch Stipen- 
dien anstatt durch eine Angestelltenvergütung be- 
zweckt die Freistellung von Dienstleistungsverpflich- 
tungen und damit die Möglichkeit zu ausschließ- 
licher Arbeit an dem wissenschaftlichen Vorhaben. 
Die Bundesregierung hält die Einrichtung von beson- 
deren Stellen für Graduierte an den Hochschulen, 
wie es die Westdeutsche Rektorenkonferenz und die 
Bimdesassistentenkonferenz vorgeschlagen " hjaben, 
für nicht zweckmäßig. Die Schaffimg von Graciuier- 
tenstellen würde binnen kurzer Zeit eine neue, aber 
unorganische institutionelle Gruppe in der Hoch- 
schule entstehen lassen, die weder zu den Studenten 
noch zum wissenschaftlichen Personal gerechnet 
werden könnte. Die völlige Freistellung von Dienst- 
leistungspflichten kann im übrigen nur gewähr- 
leistet werden, wenn der Graduierte nicht als Stel- 
leninhaber weisungsgebimden ist. 

Absatz 2 

Die Bestimmung enthält Richtlinien für die Durch- 
fühnmg der Förderung. Die Verteilung und Vergabe 
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der Förderungsmittel nach formalen Kriterien wie 
etwa der Zahl der Doktoranden oder der eingeschrie- 
benen Studenten in den einzelnen Fachbereichen ist 
unzulässig. Absatz 2 enthält die Anweisung, bei der 
Förderung Schwerpunkte zu setzen. Die Gesellschaft 
kann erwarten, daß sich staatliche Forschungsförde- 
rung nicht darauf beschränkt, die Erarbeitung belie- 
biger Erkenntnisse zu unterstützen. Sie muß viel- 
mehr Vorkehrungen zur Erarbeitung jener Erkennt- 
nisse treffen, deren die Gesellschaft auch zur Lösung 
ihrer langfristigen Probleme bedarf. 

Zu den Zielen der Forschungsplanung von Bund, 
Ländern und Hochschulen gehören alle verbindlichen 
Entscheidungen, die auf die Förderung bestimmter 
Forschungsgebiete gerichtet sind. Die Bereitstellung 
von Mitteln für Stipendien nach Maßgabe dieses 
Gesetzes soll die intensivierte Arbeit auf jenen Ge- 
bieten unterstützen. Die für die Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses zuständigen Gremien 
der Hochschule haben somit auch bereits getroffene 
Entscheidungen der Hochschule über Forschungs- 
prioritäten zu beachten oder im Rahmen des arbeits- 
technisch möglichen selbst Schwerpunkte für die 
Verteilung und Vergabe der Förderungsmittel zu 
erarbeiten. 

Die Förderungsmittel sind allerdings nicht aus- 
schließlich für die von Staat und Hochschule fest- 
gesetzten Forschungsschwerpunkte zu verwenden. 
Diese Ziele sind lediglich „zu berücksichtigen". Im 
übrigen können nach Maßgabe der §§ 2 und 3 wis- 
senschaftliche Arbeiten aller Fachrichtungen in die 
Förderung einbezogen werden. 

Absatz 2 trägt auch den Erfordernissen einer bedarfs- 
gerechten Verwendung der Förderungsmittel Rech- 
nung. Soweit es verbindliche Bedarfsfestsetzungen 
insbesondere im Bereich der Bildungsplanung, aber 
auch der Forschungsplanung gibt, sind diese zu 
beachten. Fehlt es daran, so ist auf den Bedarf ab- 
zustellen, wie er sich für die Gremien darstellt, die 
für die Verteilung der Förderungsmittel verantwort- 
lich sind. Maßgebend ist hierbei nicht die Bedarfs- 
lage einer einzelnen Hochschule, sondern der mut- 
maßliche Bedarf an wissenschaftlichem Personal im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

Absatz 3 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
wird durch dieses Gesetz nicht abschließend ge- 
regelt. Beispielsweise werden gezielte Förderungs- 
maßnahmen im Rahmen forschungspolitischer 
Schwerpunktprogramme und die Unterstützung der 
Hochbegabtenförderungswerke bei ihren Bemühun- 
gen um den wissenschaftlichen Nachwuchs durch die- 
ses Gesetz nicht ausgeschlossen. Auch sind die Län- 
der nicht gehindert, einen verstärkten Stipendien- 
bedarf, der sich insbesondere im Zuge der Umstruk- 
turierung des wissenschaftlichen Personals an den 
Hochschulen ergeben kann, durch Bereitstellung zu- 
sätzlicher Stipendienmittel Rechnung zu tragen. 

§ 2 — Förderung der Promotion 
Absatz 1 

Satz 1 enthält die wichtigsten Voraussetzungen für 
die Förderung einer Promotion. Erforderlich ist zu- 


nächst eine bestimmte Art der abgeschlossenen 
Hochschulbildung. Abschluß des Hochschulstudiums 
bedeutet hier, wie sich auch aus der Gegenüberstel- 
lung mit Absatz 2 ergibt, die Beendigung des Stu- 
diums durch eine erfolgreich abgelegte Prüfung, ins- 
besondere durch eine Staats-, Diplom- oder Magister- 
prüfung. Das abgeschlossene Hochschulstudium 
muß allgemein, d. h. unabhängig von dem erzielten 
Prädikat, die Zulassung zur Promotion ermöglichen. 
Eine weitere Qualifikation des abzuschließenden 
Studiums fordert der Gesetzentwurf nicht. Den Hoch- 
schulen soll es überlassen bleiben, durch Anknüp- 
fung an bestimmte Studienabschlüsse das wissen- 
schaftliche Niveau der von Doktoranden nachzuwei- 
senden Ausbildung festzulegen und unter Umstän- 
den neuen Entwicklungen Rechnung zu tragen. Mit 
Rücksicht auf diese Verantwortung der Hochschulen 
verzichtet der Gesetzentwurf darauf, die Promotions- 
förderung etwa von der Absolvierung eines Stu- 
diums von bestimmter Dauer abhängig zu machen. 

Der Gesetzentwurf enthält sich ferner einer Aus- 
sage über Art und Form der in die Förderung ein- 
zubeziehenden Promotionen. Gefördert werden kön- 
nen auch kumulative und kollektive Promotionen. 
Ebenso steht der Anerkennung der in einem Aüf- 
baustudium erarbeiteten Beiträge als maßgebende 
Promotionsleistung nichts im Wege. Allerdings rich- 
tet sich in letzterem Falle die Förderung ausschließ- 
lich nach der speziellen Vorschrift des § 3. 

Das wissenschaftliche Vorhaben des Bewerbers muß 
einen wichtigen Beitrag zur Forschung erwarten las- 
sen. Die Konkretisierung und Einhaltung dieses wis- 
senschaftlichen Niveaus muß der Vergabepraxis der 
Hochschulen überlassen bleiben. Dabei ist der Zu- 
sammenhang mit dem in § 1 festgelegten Zweck der 
Förderung zu beachten. Die Förderung von Promo- 
tionen, bei denen ein zwar mit wissenschaftlichen 
Methoden erarbeiteter, für die Forschung jedoch 
unwichtiger Beitrag zum Erwerb des Doktorgrads 
führen soll, ist ausgeschlossen. Der Zweck der För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses kann 
nur durch Erarbeitung solcher Promotionsleistungen 
erreicht werden, die einen wichtigen Beitrag zur 
Forschung darstellen. 

Bei der Feststellung der subjektiven Qualifikation 
des Bewerbers ist nicht ausschließlich auf die Prü- 
fungsleistungen beim Abschluß des Hochschul- 
studiums abzustellen. Abschlußprüfungen, insbeson- 
dere Staatsprüfungen, dienen häufig nicht allein 
der Feststellung der Befähigung zu wissenschaft- 
licher Arbeit, sondern sollen auch das praktische Ge- 
schick in der Anwendung feststehender Erkenntnisse 
erkennen lassen. Ferner geben punktuelle Prüfungen 
den Leistungsstand eines Kandidaten nicht immer 
mit der wünschenswerten Genauigkeit wieder. Des- 
halb sind bei der Beurteilung der besonderen Befä- 
higung des Bewerbers zu wissenschaftlicher Arbeit 
auch seine einschlägigen Studienleistungen wie 
etwa Seminararbeiten sowohl zu seinen Gunsten 
als auch gegebenenfalls zu seinem Nachteil zu be- 
rücksichtigen. 

Die Förderung setzt nach Satz 2 ferner voraus, daß 
die Promotion an einer inländischen Hochschule 
erfolgt. Durch eine ergänzende Förderung von Aus- 
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landsaufenthalten während der Arbeit an den wis- 
senschaftlichen Vorhaben kann der Tatsache im 
Regelfall hinreichend Rechnung getragen werden, 
daß wissenschaftliche Arbeit nicht an Grenzen ge- 
bunden ist (vgl. § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe d). Sollte ausnahmsweise 
eine Promotion an einer ausländischen Hochschule 
erforderlich und förderungswürdig sein, so kann 
eine Stipendienvergabe aufgrund besonderer För- 
derungsprogramme, die nach § 1 Abs. 3 zulässig 
bleiben, in Betracht kommen. 

Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Sonderfälle, in denen auch Nicht- 
graduierte in die Förderung einbezogen werden 
können. 

Folgende Fälle kommen in Betracht: 

1. Der Student strebt lediglich die Promotion als 
Studienabschluß an, obwohl in seiner Fachrich- 
tung entweder eine Staats-, Diplom- oder Magi- 
sterprüfung angeboten wird, und die Promo- 
tionsordnung verzichtet auf einen formalen Stu- 
dienabschluß als Voraussetzung für die Zu- 
lassung (so z. B. in einzelnen Promotionsordnun- 
gen von Philosophischen und Mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Fakultäten) . 

2. Der Student strebt bei den gleichen Studien- 
bedingungen in seiner Fachrichtung dasselbe Ziel 
wie zu 1. an, die Promotionsordnung macht die 
Zulassung zum Promotionsverfahren aber davon 
abhängig, daß Befreiung vom Erfordernis des 
abgeschlossenen Studiums erteilt worden ist. 

3. Dem Studenten bleibt nur die Möglichkeit der 
Promotion, wenn er in der gewählten Fachrich- 
tung einen Studienabschluß erlangen will, da die 
Studienordnung keinen anderen Abschluß als 
die Promotion vorsieht. 

Diese drei Möglichkeiten der Promotion werden 
künftig noch mehr als bisher eine Ausnahme sein. 
Denn nach der im Regierungsentwurf für ein Hoch- 
schulrahmengesetz vorgezeichneten Studienreform 
ist das Studium durch Studiengänge zu ordnen, die 
in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Ab- 
schluß führen (§ 34 Abs. 2). Auch die Westdeutsche 
Rektorenkonferenz will den Hochschulen empfehlen, 
ihre Promotionsordnungen in der Weise abzuändern, 
daß eine Zulassung zur Promotion in der Regel nur 
im Anschluß an ein abgeschlossenes Hochschulstu- 
dium erfolgen kann. Solange jedoch die Promotion 
in Einzelfällen von einer vorausgegangenen Gradu- 
ierung nicht abhängig gemacht wird, soll sie nicht 
von der Förderung ausgeschlossen werden. Aller- 
dings muß sichergestellt werden, daß es dadurch zu 
keiner Überschneidung von Graduiertenförderung 
und Ausbildungsförderung kommt. Um zu einer 
klaren Trennung der beiden Förderungsmöglichkei- 
ten zu gelangen, geht der Entwurf davon aus, daß 
Graduiertenförderung in diesen Fällen erst ge- 
währt werden kann, wenn die nach der Ausbildungs- 
förderung zulässige Höchstförderungsdauer in der 
betreffenden Fachrichtung überschritten ist. Es ist 
nicht zu übersehen, daß eine solche Trennung im 
Einzelfall zu Härten führen kann, da ein Student, der 


sein Studium lediglich mit der Promotion abzu- 
schließen beabsichtigt, mit der Anfertigung der Dis- 
sertation in der Regel zu einem Zeitpunkt begin- 
nen wird, der wesentlich vor Ablauf der für die 
Höchstförderungsdauer nach der Ausbildungsförde- 
rung festgesetzten Frist liegt. Nach § 15 Abs. 4 des 
Regierungsentwurfs eines Bundesgesetzes über 
individuelle Förderung der Ausbildung (Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz) bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechts Verordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates über die Höchstförderungsdauer 
an den einzelnen Ausbildungsstätten. Hierbei wer- 
den auch die sich aus der Abgrenzung zwischen 
Graduiertenförderung und Ausbildungsförderung 
ergebenden Probleme zu berücksichtigen sein, auch 
wenn jeweils nur ein sehr kleiner Personenkreis 
unter beide Förderungsmöglichkeiten fallen dürfte. 

§ 3 — - Förderung des weiteren Studiums 

Satz 1 bezieht ein weiteres Studium in die Förde- 
rung ein, durch das dem Studenten Gelegenheit ge- 
boten werden soll, über einen längeren Zeitraum 
sich unmittelbar an der Forschungsarbeit zu beteili- 
gen. Die einzelnen Voraussetzungen eines solchen 
Studiums orientieren sich an den entsprechenden 
„Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Neuord- 
nung des Studiums an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen" und an den „Empfehlungen zur Struktur 
und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschul- 
bereich nach 1970". Die Verwendung der vom Wis- 
senschaftsrat vorgeschlagenen Bezeichnung dieses 
Studiums als „Aufbaustudium" wird im Gesetzes- 
text vermieden, um der im Fluß befindlichen Be- 
griffsbildung nicht unnötig vorzugreifen. 

Das weitere Studium im Sinne des § 3 ist weder 
ein Zweitstudium noch der zweite Abschnitt eines 
Konsekutivstudiums. Für das weitere Studium ist 
vielmehr kennzeichnend, daß es den Studenten stär- 
ker an der Forschung beteiligt als es bei einem zu 
einem berufsqualifizierenden Abschluß führenden 
Hochschulstudium möglich ist. Nach § 3 wird ein 
weiteres Studium allerdings nur gefördert, wenn es 
von der Hochschule eingerichtet worden ist. Die ver- 
antwortlichen Gremien der Hochschule haben also 
ein Konzept für die Vertiefung der abgeschlossenen 
Hochschulbildung bzw. für ihre Ergänzung durch 
verwandte oder benachbarte Studien, auch solche, 
die einem anderen Fachbereich zugeordnet sind, 
zu entwickeln. Für komplementäre Studien kommen 
auch komplementäre Disziplinen verschiedener Fach- 
bereiche in Frage, die zur Bearbeitung interdiszipli- 
närer Forschungsauf gaben erforderlich sind. Die 
Hochschulen müssen dabei auf den bereits erreich- 
ten und mit der Hochschulabschlußprüfung nachge- 
wiesenen Stand der wissenschaftlichen Ausbildung 
aufbauen. Eine ausschließlich nach individuellen 
Vorstellungen des Studenten oder nach den Erfor- 
dernissen einer Forschungseinrichtung der Hoch- 
schule betriebenen Vertiefung oder Ergänzung der 
bisherigen Hochschulbildung genügt diesen Anfor- 
derungen nicht. Ob insoweit die Förderung einer 
Promotion in Betracht kommen kann, richtet sich 
nach § 2. Gleiches gilt für die Vertiefung oder Ergän- 
zung eines Studiums, das der Student nicht durch 
eine Prüfung abgeschlossen hat, die ihm die Zulas- 
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sung zur Promotion ermöglicht. Erst ein Studienab- 
schluß vor dem Beginn des Aufbaustudiums gestat- 
tet eine planmäßige Anknüpfung an einen bestimm- 
ten, in der Prüfung zum Ausdruck gekommenen 
Stand der wissenschaftlichen Qualifikation. Dabei ist 
es nicht ausgeschlossen, daß ein Student des weite- 
ren Studiums bereits promoviert worden ist. 

Die „Einrichtung" des weiteren Studiums durch die 
Hochschule wird regelmäßig einen bestimmten Ab- 
schluß vorsehen. Er kann von einer Bescheinigung 
über die Teilnahme bis zur Promotion reichen. Die 
Förderung des weiteren Studiums ist von der Aus- 
gestaltung dieses Abschlusses unabhängig. 

Satz 2 schließt ein im Ausland zu absolvierendes 
Aufbaustudium von der Förderung aus. Für diese 
Bestimmung sind die bereits zu § 2 Abs. 1 Satz 2 
genannten Gründe maßgebend. 

Zu § 4 — Auswahl der Bewerber 

Ein Rechtsanspruch auf Graduiertenförderung kann 
nicht gewährt werden. Die Verantwortung für das 
Ausgabevolumen der Graduiertenförderung und da- 
mit für deren Abstimmung mit anderen staatlichen 
Aufgaben muß den Haushaltsgesetzgebern Vorbe- 
halten bleiben (vgl. § 12 Abs. 2 Satz 1). 

Satz 2 stellt den aus den §§ 2 und 3 sich ergebenden 
Grundsatz klar, daß die Auswahl zwischen den Be- 
werbern nach den dort festgelegten Leistungsge- 
sichtspunkten zu erfolgen hat. 

Absatz 2 

Die Vorschrift eröffnet den Hochschulen die Mög- 
lichkeit, einen Anreiz zur Bearbeitung solcher 
Themen zu geben, die auf die Forschungsplanung 
der Hochschulen oder der Fachbereiche abgestimmt 
sind. Diese Einschränkung des Absatzes 1 Satz 2 
soll die Verwirklichung der in § 1 Abs. 2 vor- 
geschriebenen Berücksichtigung von Forschungs- 
schwerpunkten erleichtern. 

Zu § 5 — Staatsangehörigkeit 

Die Regelung entspricht der Bestimmung des § 6 
Abs. 1 des Ersten Gesetzes über individuelle Förde- 
rung der Ausbildung vom 19. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1719). Sie bezieht Ausländer, 
die der Bundesrepublik Deutschland aufgrund ihres 
völkerrechtlichen Status verbunden sind, in die För- 
derung ein. Eine weitergehende Förderung von Aus- 
ländern erscheint zumindest im gegenwärtigen Zeit- 
punkt, in dem noch keine Klarheit über den Umfang 
des Kreises der deutschen Bewerber und der auslän- 
dischen Studenten, die die Voraussetzungen für eine 
Stipendiengewährung erfüllen, nicht angebracht. 
Eine Verpflichtung zur Gleichbehandlung von be- 
stimmten Gruppen von Ausländern, etwa der Staats- 
angehörigen von EWG-Mitgliedstaaten, besteht in 
diesem Zusammenhang nicht. Der hier in Betracht 
kommende Artikel 12 der EWG- Verordnung 
Nr. 1612/68 vom 15. Oktober 1968 sieht lediglich 
vor, daß die Kinder von Wanderarbeitern, die im 
Aufnahmeland wohnen, unter den gleichen Bedin- 
gungen wie die Staatsangehörigen des Aufnahme- 


landes am allgemeinen Unterricht sowie an der 
Lehrlings- und Berufsausbildung teilnehmen. Auch 
bei extensiver Auslegung dieser beiden Begriffe 
dürfte feststehen, daß darunter weder die Anferti- 
gimg der Dissertation noch die Teilnahme an einem 
Aufbaustudium fallen. Unberührt bleiben jedoch die 
bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Förderung ausländischer Graduierter, die sich an 
deutschen Hochschulen der Forschung widmen. 
Dazu gehört insbesondere die Stipendienvergabe 
durch den deutschen Akademischen Austauschdienst 
und die Alexander von Humboldt-Stiftung. 

Zu § 6 — Stellung des Stipendiats zur Hochschule 

Der Stipendiat hat an den sozialen Vorzügen des 
Angestelltenstatus nicht teil. Durch die Immatriku- 
lation als Student soll sichergestellt werden, daß 
ihm zumindest die Leistungen der Studentischen 
Krankenversorgung zugute kommen. 

Die Mitgliedschaft in der Hochschule schließt nicht 
aus, daß der Stipendiat sein wirtschaftliches Vor- 
haben an einer Forschungseinrichtung außerhalb 
der Hochschule sowie im Ausland erarbeitet. Etwas 
anderes kann sich allerdings dann ergeben, wenn 
sein Vorhaben auf die Forschungsplanung der Hoch- 
schule oder eines Fachbereichs abgestimmt ist. Fer- 
ner wird die Verantwortung der Hochschule für die 
Gestaltung und Durchführung des weiteren Studiums 
im Sinne des § 3 der Einbeziehung von Forschungs- 
einrichtungen außerhalb der Hochschule Grenzen 
ziehen. 

Zu § 7 — Art der Förderung und Nebentätigkeit 
Absatz 1 

Die Bestimmung stellt die Anwendbarkeit der haus- 
haltsrechtlichen Vorschriften über Zuwendungen 
klar und gewährleistet eine sachgerechte Beschrän- 
kung des hiernach erforderlichen Verwendungsnach- 
weises, 

Absatz 2 

Die grundsätzliche Unvereinbarkeit einer Förderung 
nach diesem Gesetz mit jeder entgeltlichen oder un- 
entgeltlichen Tätigkeit, die die Arbeitskraft des Sti- 
pendiaten für andere als die Förderungszwecke in 
Anspruch nimmt, folgt aus seiner Freistellung von 
Dienstleistungsverpflichtungen. Die hierdurch ge- 
wonnene Zeit soll ausschließlich für die Vorberei- 
tung der Promotion bzw. die Teilnahme am Aufbau- 
studium genutzt werden, nicht aber zur Steigerung 
des Lebensstandards. Bestimmte Tätigkeiten, die in 
besonderem Maße der Vorbereitung auf den Beruf 
des Hochschullehrers dienen, sind von der Unverein- 
barkeitsbestimmung ausgenommen. Insbesondere 
soll dem Stipendiaten bereits im Förderungszeit- 
raum Gelegenheit gegeben werden, die für den Be- 
ruf des Hochschullehrers erforderliche pädagogische 
Eignung zu erwerben (vgl. § 43 Abs. 1 des Regie- 
rungsentwurfs für ein Hochschulrahmengesetz). Die- 
ser Zweck des Satzes 2 schließt es aus, daß die hier 
genannten Tätigkeiten lediglich um der Vergütung 
willen ausgeübt werden, § 11 Abs, 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit Absatz 2 Satz 2 läßt deshalb eine in der 
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Rechtsverordnung näher zu bestimmende Anrech- 
nung der Vergütung auf das Stipendium zu. 

Die Grenze der zulässigen Tätigkeit an der Hoch- 
schule ist in der Weise gezogen worden, daß einer- 
seits die erforderliche Erfahrung erworben werden 
kann und andererseits die im Gesetz vorgesehene 
Förderungsdauer nicht bereits aus diesem Grunde 
überschritten werden muß. Hinsichtlich der Art der 
Tätigkeit des Tutors trifft das Gesetz keine näheren 
Bestimmungen, um nicht der im Fluß befindlichen 
Diskussion über die Funktionen des Tutors vorzu- 
greifen. Allerdings wird bei der Anerkennung einer 
Nebentätigkeit als Tutorentätigkeit das allgemeine 
Hochschulrecht zu beachten sein (vgl. § 53 des Regie- 
rungsentwurfs für ein Hochschulrahmengesetz). Die 
Betreuung von Praktika wird besonders geregelt, 
weil sie nur begrenzt für den Erwerb pädagogischer 
Fähigkeiten geeignet ist. Soweit zumal in den natur- 
wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen ein über 
diese Begrenzung hinausgehender Bedarf an hin- 
reichend vorgebildetem Personal besteht, dem die 
Betreuung der Praktika übertragen werden kann, 
muß die Lösung in der Einrichtung geeigneter Stel- 
len gefunden werden. 

Zu § 8 — Dauer der Förderung 
Absatz 1 

Ein Zeitraum von zwei Jahren wird zunächst einmal 
generell als ausreichend angesehen, um eine an- 
spruchsvolle Promotionsleistung im Sinne des § 2 
für die Einreichung bei der Hochschule fertigzustel- 
len bzw. ein sinnvoll gestaltetes weiteres Studium 
im Sinne des § 3 abzuschließen. Die bisherige durch- 
schnittliche Promotionsdauer kann für die zeitliche 
Begrenzung der Förderung nicht als geeigneter 
Maßstab herangezogen werden. Denn die zum Teil 
umfangreichen Dienstleistungen der Assistenten 
bzw. die Übernahme von Dienstleistungen zur Siche- 
rung des Lebensunterhalts haben eine konzentrierte 
Erarbeitung der Dissertation in fast allen Fällen 
verhindert. Das Stipendium versetzt den Doktoran- 
den hingegen in die Lage, sich ausschließlich seinem 
wissenschaftlichen Vorhaben zu widmen. 

Absatz 2 

Satz 1 läßt eine über die Regelförderungsdauer hin- 
ausgehende Förderung zu. Die Festlegung der in 
Betracht kommenden Fälle bleibt dem Verordnungs- 
geber Vorbehalten (§11 Abs. 1 Nr. 2), damit even- 
tuell erforderlich werdende Änderungen dieser Aus- 
nahmeregelungen rasch getroffen werden können. 

Satz 2 trägt dem engen Zusammenhang zwischen 
der Promotion und dem weiteren Studium im Sinne 
des § 3 Rechnung. Die Vorschrift berücksichtigt den 
Fall, daß das weitere Studium, das gemäß Absatz 1 
bis zum Zeitraum von zwei Jahren gefördert werden 
kann, nicht mit der Promotion abschließt und ein als 
Promotionsleistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 
geeigneter Beitrag während der Regelförderungs- 
dauer nicht mehr beendet worden ist, Satz 3 stellt 
klar, daß die in dem Gesetzentwurf festgelegten 
zeitlichen Grenzen der Förderung nicht durch eine 


Aneinanderreihung von Promotion und Aufbaustu- 
dium oder eine sonstige mehrfache Förderung des- 
selben Bewerbers umgangen werden dürfen. 

Absatz 3 

Satz 1 zieht die Folgerung daraus, daß in erster 
Linie die wissenschaftliche Arbeit der Stipendiaten 
gefördert wird. Eine Promotionsförderung bis zur 
mündlichen Doktorprüfung wäre angesichts der in 
den einzelnen Fachrichtungen unterschiedlich lan- 
gen und in einigen Fällen auch vom Doktoranden zu 
vertretenden Zeitspanne zwischen der Einreichung 
der Arbeit und dem Rigorosum zu aufwendig und 
würde überdies zu Ungerechtigkeiten führen. Ande- 
rerseits muß dem Stipendiaten für die Vorbereitung 
auf die Doktorprüfung sowie für die Einleitung der 
Berufsaufnahme in einer begrenzten Übergangszeit 
eine wirtschaftliche Sicherung geboten werden. Ein 
Zeitraum von 4 bis 8 Wochen erscheint hierfür als 
ausreichend. Satz 2 läßt hiervon für besonders ge- 
lagerte Fälle eine Ausnahme zu, so daß maximal 
bis zu 3 Monaten über die Einreichung der Arbeit 
hinaus eine Förderung möglich ist. 

Eine über diese Grenze hinausgehende Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses, etwa für die 
Zeit nach Abschluß der Promotion bis zur Ernen- 
nung als Assistenzprofessor, würde den Rahmen 
dieses Gesetzes sprengen. Hier wird es Aufgabe der 
Länder und der Hochschulen sein müssen, geeignete 
Überbrückungsmöglichkeiten für diesen Personen- 
kreis zu finden um zu verhindern, daß er aus der 
Hochschule ab wandert. 


Zu § 9 — Widerruf des Stipendiums 

Das Stipendium wird in der Erwartung vergeben, 
daß der Stipendiat sich nach Kräften bemüht, den 
Förderungszweck zu erreichen. Fehlt es daran, so 
ist die Gewährung des Stipendiums zu widerrufen. 
Die Entscheidung über den Widerruf soll nicht nur 
an abstrakte, sondern auch an individuelle Maß- 
stäbe gebunden werden. Das soll durch die Worte 
„nicht im erforderlichen und ihm zumutbaren Maße" 
zum Ausdruck kommen. Auf diese Weise ist ge- 
währleistet, daß die Besonderheiten des Einzelfalls 
bei der Entscheidung berücksichtigt werden. Der 
Widerruf wird nur in seltenen Ausnahmefällen er- 
forderlich sein. Das aufgrund des § 11 Abs. 1 Nr. 5 
zu regelnde Vergabeverfahren bietet im allgemeinen 
Gewähr für eine den Zwecken des Gesetzes entspre- 
chende Verwendung der Förderungsmittel. Aus der 
Fassung des § 9 sowie aus den verfahrensrechtlichen 
Sicherungen im § 17 des Entwurfs einer Durchfüh- 
rungsverordnung ergibt sich, daß die Gewährung 
des Stipendiums nicht schon dann widerrufen wer- 
den darf, wenn der Stipendiat das Forschungsvor- 
haben wider Erwarten nicht bewältigen kann. 

Eine Verpflichtung zur Rückzahlung besteht nur im 
Rahmen der allgemeinen Grundsätze des Verwal- 
tungsverfahrens, wenn z. B. öffentliche Leistungen 
aufgrund unrichtiger Angaben erschlichen worden 
sind und deswegen der begünstigende Verwaltungs- 
akt zurückgenommen worden ist, 
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Zu § 10 — • Pfändung s schütz 
Absatz 1 

Die Vorschrift sichert den öffentlichen Zweck der 
Graduiertenförderung. Sie stellt die wirtschaftlichen 
Interessen des Stipendiaten und seiner Gläubiger 
insoweit zurück. Diese Regelung knüpft an das all- 
gemeine Pfändungsverbot nach § 850 a Nr. 6 ZPO an. 

Absatz 2 

Die Vorschrift schützt in Übereinstimmung mit § 22 
Abs. 2 des Ersten Gesetzes über die individuelle 
Förderung der Ausbildung vom 19. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1719) (§ 19 Abs. 2 des Entwurfs 
der Bundesregierung für ein Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz) den auf ein Konto des Stipendiaten 
überwiesenen Auszahlungsbetrag für eine begrenzte 
Zeit vor dem Zugriff der Gläubiger. 


Zu § 11 — Verordnungsermächtigung 
Absatz 1 

Die Durchführung der Graduiertenförderung erfor- 
dert in den in dieser Vorschrift genannten Fällen 
Detailregelungen, die dem Verordnungsgeber über- 
tragen werden sollen. Das ermöglicht eine rasche 
Anpassung der Vorschriften an sich ändernde Ver- 
hältnisse sowie eine alsbaldige Berücksichtigung 
konstruktiver Vorschläge für die Verbesserung der 
Förderung. 

Absatz 2 

Die Vorschrift enthält ebenso wie die folgenden 
Absätze ergänzende Bestimmungen über Inhalt, 
Zweck und Ausmaß der in Absatz 1 erteilten Ermäch- 
tigung. 

Satz 1 gewährleistet eine ausreichende und ange- 
messene Sicherung des Lebensunterhalts des Stipen- 
diaten. 

Nach Satz 2 und 3 ist die Förderung im wesentlichen 
familienunabhängig. Hierin liegt ein entscheidender 
Beitrag zur Verwirklichung der Chancengleichheit. 
Der wissenschaftliche Nachwuchs wird durch staat- 
liche Stipendien in die Lage versetzt, selbst für sei- 
nen Lebensunterhalt zu sorgen. Ein Unterhalts- 
anspruch gegen die Eltern dürfte nach Abschluß des 
Hochschulstudiums durch ein berufsqualifizierendes 
Examen ohnehin nicht mehr bestehen. Die Hilfe der 
Eltern, die mit Rücksicht auf die erworbene Quali- 
fikation und den erreichten Lebensabschnitt sowohl 
für den Graduierten als auch für seine Eltern proble- 
matisch ist, braucht nicht in Anspruch genommen 
zu werden. Hierdurch wird zahlreichen hochqualifi- 
zierten Studenten die Entscheidung für die wissen- 
schaftliche Arbeit an der Hochschule erleichtert. 
Hierauf hat bereits der Wissenschaftsrat hingewie- 
sen, der sich in seinen „Empfehlungen zur Struktur 
und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschul- 
bereich nach 1970" für eine familienunabhängige 
Förderung der Promotion und des Aufbaustudiums 
ausgesprochen hat. 

Satz 3 läßt allerdings die Berücksichtigung des Ein- 
kommens des Ehegatten zu. Eine solche Regelung 


ist geboten, weil insoweit noch ein Unterhalts- 
anspruch besteht. 

Absatz 3 

Satz 1 ordnet an, daß die Hochschulen mit der Ver- 
gabe der Stipendien und der Verteilung der Förde- 
rungsmittel betraut werden. Als Träger des Promo- 
tionsrechts und des Aufbaustudiums sowie als Insti- 
tutionen, die für die der Graduierung voraufgehende 
wissenschaftliche Ausbildung verantwortlich sind, 
verfügen sie unter den in Betracht kommenden Stel- 
len über die größte Sachkunde für die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Davon geht auch 
der Regierungsentwurf für ein Hochschulrahmen- 
gesetz in seinem § 3 aus, der den Hochschulen die 
besondere Förderung des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Nachwuchses zur Aufgabe macht. 
Hierzu gehört die Bereitstellung personeller und 
sachlicher Mittel zur Durchführung einer finanziellen 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Die 
finanzielle Förderung selbst kann den Hochschulen 
allerdings nur als staatliche Aufgabe übertragen 
werden. Das ist sowohl in der Bereitstellung der 
Finanzmittel durch die Haushalte von Bund und 
Ländern als auch in der staatlichen Verantwortung 
für die Forschungsförderung im allgemeinen und 
für die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses im besonderen begründet (Artikel 74 Nr. 13 
des GG). Soweit die hieraus sich ergebende Wei- 
sungsabhängigkeit der Hochschule für die Sicherung 
der Zwecke des Gesetzes nicht erforderlich ist, ist 
sie in Satz 4 ausgeschlossen. 

Die Betrauung „der Hochschulen" mit der Durch- 
führung der Förderung bedeutet auch, daß die Hoch- 
schulverwaltung die verwaltungsmäßige Abwick- 
lung der Graduiertenförderung zu übernehmen hat. 
Eine Übertragung dieser Aufgaben auf Verwal- 
tungseinrichtungen, die mit der Ausbildungsförde- 
rung befaßt sind, wäre nicht zweckmäßig. Zum einen 
haben die Hochschulverwaltungen sowohl aufgrund 
der Abwicklung der bisherigen Promotionsförde- 
rungsprogramme der Länder als auch aufgrund der 
Betreuung wissenschaftlicher Hilfskräfte und Ver- 
walter wissenschaftlicher Assistentenstellen hinrei- 
chende Erfahrung mit den Aufgaben der Graduier- 
tenförderung. Zum anderen wäre es nicht sach- 
gerecht, die ständig erforderliche Verbindung zwi- 
schen den Vergabegremien und den Verwaltungs- 
stellen durch Beteiligung verschiedener Verwal- 
tungseinheiten zu erschweren. 

Satz 3 trägt der Tatsache Rechnung, daß die Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses in erster 
Linie Forschungsförderung ist. Deshalb soll die lan- 
desrechtliche Festlegung der Qualifikationsvoraus- 
setzungen für die Mitentscheidung über Fragen der 
Forschung maßgebend sein. Das wird nach § 17 
Abs. 1 des Regierungsentwurfs für ein Hochschul- 
rahmengesetz zur Folge haben, daß die Beschlüsse 
der Vergabegremien der Mehrheit der Stimmen be- 
dürfen, über die die dem Gremium angehörenden 
Professoren, Assistenzprofessoren, wissenschaftli- 
chen und künstlerischen Mitarbeiter und graduierten 
Studenten zusammen verfügen. Damit ist gewähr- 
leistet, daß über die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses Personen entscheiden, die in 
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der Regel zumindest die wissenschaftliche Qualifi- 
kationsstufe der Stipendienbewerber erreicht haben. 
Solange es in einzelnen Ländern noch keine Vor- 
schriften gibt, die für die Entscheidung von Kolle- 
gialgremien der Hochschulen über Fragen der For- 
schung gelten, bleibt es diesen Ländern bis zur An- 
passung des Landesrechts an das Hochschulrahmen- 
gesetz freigestellt, die Mitwirkung in den Vergabe- 
gremien nach eigenen Vorstellungen zu gestalten. 

Absatz 4 

Satz 1 räumt der Bundesregierung die Befugnis ein, 
die Ermächtigung zum Erlaß von Vorschriften über 
die Vergabe von Stipendien weiter zu übertragen. 
Dadurch sollen die Landesregierungen und Hoch- 
schulen die Möglichkeit erhalten, aufgrund ihrer 
Erfahrungen und Überlegungen das Vergabe verfah- 
ren zu verbessern. 

Zu § 12 — Finanzierung und Verteilung 
Absatz 1 

Die Aufwendungen für die Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses müssen, wenn sie für die 
Erfüllung der in diesem Gesetz beschriebenen Auf- 
gaben ausreichen sollen, von Anfang an sich in einer 
Größenordnung bewegen, die ohne eine Bundes- 
beteiligung die Länderhaushalte in unzumutbarer 
Weise belasten würde. Um den Ländern die Erfül- 
lung ihrer weiteren vielfältigen Aufgaben im Hoch- 
schulbereich zu erleichtern und um seiner Mitver- 
antwortung für die Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung Rechnung zu tragen, übernimmt der Bund 
grundsätzlich die Hälfte der Ausgaben. 

Die Begrenzung der für die Graduiertenförderung 
zur Verfügung zu stellenden Bundes- und Länder- 
mittel auf die Ansätze in den Haushaltsplänen von 
Bund und Ländern ist erforderlich, um eine sinnvolle 
politische Abstimmung dieses Förderungsprogramms 
mit anderen staatlichen Aufgaben zu gewährleisten. 

Absatz 2 

Die Verteilung der Bundesmittel auf die Länder nach 
der Zahl der Studierenden enthält eine zwar grobe, 
aber praktikable Berücksichtigung der Bedeutung 
des Hochschulwesens in den einzelnen Ländern. Da- 
mit wird sowohl den bisherigen Leistungen der ein- 
zelnen Länder beim Ausbau des Hochschulwesens 
als auch dem zu erwartenden Aufwand für die Gra- 
duiertenförderung Rechnung getragen. Die Vertei- 
lung der Förderungsmittel nach den Schwerpunkten 
der Forschungsplanung und dem Bedarf an wissen- 
schaftlichem Nachwuchs (§ 1 Abs. 2) wird im Regel- 
fall in ausreichender Weise innerhalb der einzelnen 
Länder und der Hochschulen vorgenommen werden 
können. Soweit eine solche Förderung nach Schwer- 
punkten ausnahmsweise eine Abweichung von dem 
formalisierten Verteilungsschlüssel nach Satz 1 er- 
fordern sollte, räumt Satz 3 dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft hierzu die Befugnis 
ein. 

Absatz 3 

Im Rahmen des durch Absatz 2 festgelegten Vertei- 
lungsschlüssels können Bund und Länder eine an 


der Forschungsplanung und an dem Bedarf an wis- 
senschaftlichem Nachwuchs ausgerichtete Vertei- 
lung der Förderungsmittel vornehmen. Aus der 
Weisungsabhängigkeit der Hochschulen gemäß § 11 
Abs. 3 und aus der Ausführung des Gesetzes durch 
die Länder im Auftrag des Bundes (§ 13 Abs. 1) 
ergäbe sich eine nur durch § 1 Abs. 2 begrenzte 
Befugnis des Staates zur Festlegung von Prioritäten. 
Um die Eigenverantwortung der Hochschulen auch 
auf diesem Gebiet zu stärken, wird die Befugnis 
von Bund und Ländern zur Verteilung der Förde- 
rungsmittel auf die Fachbereiche oder Fachrichtun- 
gen auf 50 vom Hundert der jeweils zu verteilenden 
Förderungsmittel begrenzt. 


Zu § 13 — Auftragsverwaltung 
Absatz 1 

Die Auftragsverwaltung ergibt sich unmittelbar aus 
Artikel 104 a Abs. 3 des Grundgesetzes. 

Absatz 2 

Die Vorschrift legt mit Gesetzesrang wesentliche 
Verpflichtungen der Länder zur Auskunftserteilung 
über die Ausführung des Gesetzes fest. Die Ergeb- 
nisse dieser Mitteilungen werden es Bund und Län- 
dern erleichtern, Fehlentwicklungen zu erkennen 
und abzustellen sowie bei der Änderung von Förde- 
rungsvoraussetzungen und Stipendiensätzen die 
finanziellen Auswirkungen hinreichend sicher abzu- 
schätzen. 


Zu § 14 — Ubergangsvorschrift 
Absatz 1 

Die erhöhte Beteiligung des Bundes an Ausgaben im 
Anlauf Jahr 1971 soll den Ländern den Entschluß 
erleichtern, ihre bisherigen Förderungsprogramme 
zumindest zu einem Teil vorübergehend fortzufüh- 
ren, damit die Bundesmittel überwiegend zur Neu- 
aufnahme von Graduierten in die Förderung ver- 
wendet werden können. Zugleich wird damit die 
in einem laufenden Haushaltsjahr neu auf die Län- 
der zukommende Verpflichtung zu weiteren Aus- 
gaben in zumutbaren Grenzen gehalten. 

Absatz 2 

Die Vorschrift dient allein dem Zweck, auch im Haus- 
haltsjahr 1972 eine höhere Bundesbeteiligung an den 
in Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Aus- 
gaben zu ermöglichen, als sie in § 12 Abs. 1 vorge- 
sehen ist. Die Voraussetzungen, unter denen sich 
der Bund mit mehr als 50 vom Hundert an den Aus- 
gaben beteiligt, sowie die Höhe der Mehrbeteili- 
gung sollen einer Verwaltungsvereinbarung zwi- 
schen Bund und Ländern Vorbehalten bleiben. 

Absatz 3 

Die Länder, die sich zur Fortführung ihres bisheri- 
gen Förderungsprogramms bis zum Ende des Haus- 
haltsjahres 1971 nicht in der Lage sehen, sollen die 
Möglichkeit erhalten, ihre Programme zur Promo- 
tionsförderung und zur Förderung des weiteren 
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Studiums im Sinne des § 3 auf die durch dieses Ge- 
setz eingeleitete Förderung überzuleiten. Die Sätze 2 
und 3 stellen sicher, daß der von den bisherigen 
Vergabegremien vorgesehene Abstand der Lei- 
stungskontrollen gewahrt bleibt und im übrigen die 
Gesamtförderungsdauer nach diesem Gesetz bemes- 
sen wird. 

Absatz 4 

Die im Entwurf einer Durchführungsverordnung 
vorgesehene Höhe des einzelnen Graduiertenstipen- 
diums kann dazu führen, daß das Förderungsvolu- 
men in einem Land über den aus Absatz 2 in Ver- 
bindung mit § 12 Abs. 2 sich ergebenden Ansatz 
hinaus erhöht würde. In diesem Fall kann die Über- 
leitung der Landesstipendien in die Förderung nach 


diesem Gesetz nur erfolgen, wenn das Land den da- 
durch entstehenden Mehrbedarf aus eigenen Mitteln 
deckt. 

Zu § 15 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 16 — Inkrafttreten 

Der Beginn der Stipendienvergabe ist vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes und der aufgrund seines § 11 
zu erlassenden Rechtsverordnung abhängig. Die 
Finanzmittel für die Graduiertenförderung sind be- 
reitgestellt. Das Gesetz soll daher zum frühestmög- 
lichen Zeitpunkt in Kraft treten. 


15 



Drucksadle VI/2118 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage zur Begründung 


Entwurf einer Verordnung 
über die Durchführung der Graduiertenförderung 


Aufgrund des § 11 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses vom 
. . . verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates: 


t. ABSCHNITT 

Umfang und Dauer der Förderung 

§ 1 

Höhe des Grundstipendiums 

Das Grundstipendium beträgt 800 Deutsche Mark 
monatlich. 

§ 2 

Familienzuschläge 

(1) Verheiratete erhalten zu dem Grundstipen- 
dium einen Zuschlag von 200 Deutsche Mark monat- 
lich. Erhalten beide Ehegatten Stipendien nach dem 
Gesetz, so wird der Verheiratetenzuschlag nur 
einem Ehegatten gewährt. 

(2) Für jedes Kind im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Bundeskindergeldgesetzes 
wird ein Zuschlag von 50 Deutsche Mark monatlich 
gewährt, soweit nicht Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz oder dem Ehegatten ein Kinder- 
zuschlag nach den für den öffentlicheri Dienst gel- 
tenden Vorschriften, ein Kindergeldzuschuß aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder eine Kinder- 
zulage aus der gesetzlichen Unfallversicherung ge- 
zahlt wird. 

§ 3 

Zuschläge für einen Auslandsaufenthalt 

Erfordert das wissenschaftliche Vorhaben einen 
Aufenthalt im Ausland, so kann ein Auslands- 
zuschlag gewährt werden, über die Höhe und den 
Umfang des Zuschlages ergeht noch eine besondere 
Verordnung. Gebühren, die für die Benutzung 
wissenschaftlicher Einrichtungen im Ausland zu ent- 
richten sind, können ersetzt werden. 

§ 4 

Zuschläge für Fahr- und Sachkosten 

(1) Zuschläge können auch für Fahr- und Sach- 
kosten, ■ mit Ausnahme • von Druckkosten, gewährt 
werden, die im Zusammenhang mit dem wissen- 
schaftlichen Vorhaben zwangsläufig entstehen und 
deren Deckung dem Stipendiaten nicht zuzumuten 


ist. Zu den Fahrkosten rechnen nicht die Aufwen- 
dungen für die üblichen Fahrten zwischen der Woh- 
nung und der Hochschule bzw. der Arbeitsstätte, an 
der der Stipendiat sein wissenschaftliches Vorhaben 
durchführt. Als Fahrkosten können höchstens die 
Kosten der billigsten Fahrkarte für die niedrigste 
Klasse des wirtschaftlichsten, regelmäßig verkeh- 
renden Beförderungsmittels berücksichtigt werden, 
sofern dessen Benutzung insbesondere unter Berück- 
sichtigung des Zeitaufwands zumutbar ist. 

(2) Die Zuschläge für Fahrkosten im Inland und 
für Sachkosten sollen insgesamt 2000 Deutsche 
Mark während der gesamten Förderungsdauer nicht 
überschreiten. Sie können in einzelnen Fachrichtun- 
gen als Pauschbeträge bis zu 600 Deutsche Mark 
jährlich gewährt werden, sofern nicht höhere Auf- 
wendungen nachgewiesen werden. 

§ 5 

Einkommen des Stipendiaten 

(1) Das Einkommen des Stipendiaten wird auf das 
Stipendium angerechnet. Das Einkommen seines 
Ehegatten wird zur Hälfte des Betrages angerechnet, 
um den es 500 Deutsche Mark im Monat übersteigt. 
Als Einkommen gilt der Gesamtbetrag der Ein- 
künfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes, so- 
fern sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nicht 
etwas anderes ergibt. 

(2) Honorare für Vorträge und Veröffentlichun- 
gen bleiben insgesamt bis zu 100 Deutsche Mark 
Kapitalerträge bis 25 Deutsche Mark, insgesamt 
jedoch nicht mehr als 100 Deutsche Mark im Monat 
anrechnungsfrei. 

(3) übt der Stipendiat eine Tätigkeit als Tutor aus 
oder hat er die Korrektur schriftlicher Arbeiten oder 
die Betreuung eines Praktikums übernommen, so 
bleibt die Vergütung bis zu 300 Deutsche Mark im 
Monat anrechnungsfrei. 

(4) Vergütet die Hochschule oder eine ihr-er Ein- 
richtung aus eigenen Mitteln die in der Bearbeitung 
des wissenschaftlichen Vorhabens liegende For- 
schungsleistung des Stipendiaten, so bleibt die Ver- 
gütung bis zu 300 Deutsche Mark im Monat an- 
rechnungsfrei, Wenn sie erforderlich ist, um den 
Bewerber für die wissenschaftliche Arbeit an der 
Hochschule zu gewinnen und gewährleistet ist, daß 
seine Arbeitskraft nicht für förderungsfremde 
Zwecke in Anspruch genommen wird. Zahlt der bis- 
herige Dienstherr oder Arbeitgeber des Stipen- 
diaten einen Teil der Bezüge fort, so bleiben diese 
bis zur Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem bisherigen Einkommen und dem Stipendium 
anrechnungsfrei. 
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(5) Als monatliches Einkommen des Stipendiaten 
gilt der Betrag, der sich ergibt, wenn das Einkom- 
men im Bewilligungszeitraum durch die Zahl der 
Kalendermonate des Bewilligungszeitraums geteilt 
wird. 

§ 6 

Vermögen des Stipendiaten 

übersteigt das verwertbare Vermögen des Sti- 
pendiaten 20 000 Deutsche Mark, so vermindert sich 
das monatliche Stipendium um 2 vom Hundert des 
darüber hinausgehenden Betrages. 

§ 7 

Berechnung des verwertbaren Vermögens 

(1) Als verwertbares Vermögen im Sinne dieser 
Verordnung gelten 

1. bewegliche und unbewegliche Sachen, 

2. Forderungen und sonstige Rechte, es sei denn, 
sie werden aus einem wichtigen Grund nicht 
geltend gemacht. 

(2) Nicht als verwertbares Vermögen gelten 

1. Rechte auf Versorgungsbezüge, auf Renten und 
vergleichbare wiederkehrende Leistungen, 

2. Übergangsbeihilfen nach den §§ 12 und 13 des 
Soldatenversorgungsgesetzes, § 18 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes und entsprechenden lan- 
desrechtlichen Bestimmungen, 

3. Nießbrauchsrechte, 

4. Haushaltsgegenstände. 

(3) Der Wert eines Gegenstandes ist zu bestim- 
men 

1. bei land- und forstwirtschaftlichen Grundstük- 
ken auf die eineinhalbfache, bei sonstigen 
Grundstücken auf die vierfache Höhe des Ein- 
heitswertes auf der Grundlage der Wertverhält- 
nisse vom 1. Januar 1935, 

2. bei Betriebsvermögen, mit Ausnahme der Grund- 
stücke, auf die Höhe des Einheitswertes, 

3. bei Wertpapieren auf die Höhe des Kurswertes 
am 31. Dezember des Jahres vor dem nach Ab- 
satz 4 maßgeblichen Zeitpunkt, 

4. bei sonstigem Vermögen auf die Höhe des 
Zeitwertes. 

(4) Maßgebend ist der Zeitpunkt der ersten erfolg- 
reichen Bewerbung um ein Stipendium. 

(5) Von dem nach Absatz 3 ermittelten Vermögen 
sind die Schulden und Lasten abzuziehen. 

§ 8 

Durchführung der Anrechnung 

(1) Der Bewerber teilt der Hochschule seine Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse sowie, wenn 
er verheiratet ist, die Einkommensverhältnisse sei- 


nes Ehegatten mit. Er errechnet die hiernach auf das 
monatliche Stipendium anzurechnenden Beträge und 
stellt der Hochschule die Grundlagen seiner Berech- 
nung mit den erforderlichen Nachweisen zur Ver- 
fügung. Vorbehaltlich der Vorschriften des Absat- 
zes 2 sind die hiernach sich ergebenden Einkom- 
mensverhältnisse für den Bewilligungszeitraum, die 
Vermögensverhältnisse für die Gesamtdauer der 
Förderung maßgebend. 

(2) Der Stipendiat zeigt der Hochschule Verände- 
rungen der Einkommensverhältnisse an, wenn sie 
sich in Höhe von mehr als 100 Deutsche Mark auf 
das monatliche Stipendium auswirken. Eine Vergrö- 
ßerung des Vermögens ist anzuzeigen, wenn sich 
dadurch der monatlich anzurechnende Betrag um 
mehr als 200 Deutsche Mark erhöht. Eine Vermin- 
derung des Vermögens ist zu berücksichtigen, wenn 
sie sich auf den monatlich anzurechnenden Betrag 
in Höhe von mehr als 50 Deutsche Mark auswirkt. 

(3) Von der Anrechnung von Einkommen oder 
Vermögen ist im Einzelfall abzusehen, wenn und 
soweit sie eine unbillige Härte bedeuten würde, 
insbesondere, wenn das Einkommen oder das Ver- 
mögen als Ausgleich für einen Schaden erworben 
worden ist, der nicht Vermögensschaden ist. 

(4) Stipendienbeträge von weniger als 100 Deut- 
sche Mark im Monat werden nicht ausgezahlt. 

§ 9 

Auskunftspflichten 

(1) Die Finanzbehörden erteilen der Hochschule 
Auskünfte über die Einkommensverhältnisse des 
Stipendiaten und seines Ehegatten sowie über die 
Vermögensverhältnisse des Stipendiaten, soweit die 
Durchführung der Verordnung es erfordert. 

(2) Der Ehegatte des Stipendiaten ist verpflichtet, 
der Hochschule auf Verlangen über seine persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse die Aus- 
künfte zu erteilen und die Urkunden vorzulegen, 
die zur Entscheidung über den Antrag auf Gewäh- 
rung des Stipendiums von Bedeutung sind. 

(3) Die Arbeitgeber des Stipendiaten und seines 
Ehegatten sind verpflichtet, auf Verlangen dieser 
Personen Bescheinigungen über deren Arbeitslohn 
und auf der Lohnsteuerkarte eingetragene steuer- 
freie Jahresbeträge auszustellen und auf Verlan- 
gen der Hochschule mit Einwilligung dieser Perso- 
nen über deren persönliche und wirtschaftliche 
Verhältnisse die Auskünfte zu erteilen und die 
Urkunden vorzulegen, die zur Entscheidung über 
einen Antrag auf Gewährung eines Stipendiums von 
Bedeutung sind. 

§ 10 

Dauer der Förderung in besonderen Fällen 

(1) Das zur Vorbereitung auf die Promotion ge- 
währte Stipendium kann über die Regelförderungs- 
dauer hinaus zweimal bis zu einem halben Jahr 
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verlängert werden, wenn das Zwischenergebnis 
einen Beitrag erwarten läßt, der für die Entwicklung 
der Wissenschaft bedeutsam ist, oder wenn infolge 
der notwendigen Laufzeit von Experimenten oder 
Erhebungen oder infolge besonders schwieriger Er- 
schließung des Arbeitsmaterials der Abschluß des 
Vorhabens innerhalb der Regelförderungsdauer 
nicht möglich gewesen ist. 

(2) Kann der Stipendiat wegen Krankheit oder aus 
einem anderen wichtigen, in seiner Person oder der 
Person eines Angehörigen liegenden Grunde sein 
wissenschaftliches Vorhaben nicht fortsetzen, so 
unterrichtet er das Vergabegremium. Das bewilligte 
Stipendium wird bis zu sechs Wochen nach Ent- 
stehen des in Satz 1 genannten Grundes fortge- 
zahlt. Danach kann die Zahlung eines Teilbetra- 
ges des Stipendiums für einen Zeitraum von läng- 
stens sechs Monaten bewilligt werden, wenn dies 
zur Vermeidung einer unbilligen Härte erforder- 
lich ist. Das Stipendium kann um den Zeitraum, in 
dem der Stipendiat aus einem der in Satz 1 ge- 
nannten Gründe an der Fortsetzung der Arbeit ver- 
hindert war, verlängert werden. 

2. ABSCHNITT 

Verteilung der Förderungsmittel 
und Vergabe der Stipendien 

§ 11 

Zuständigkeiten und Verfahren 

(1) Die Vergabe der Stipendien und die Vertei- 
lung der Förderungsmittel auf die Fachbereiche 
oder Fachrichtungen obliegt als staatliche Angele- 
genheit den Hochschulen, soweit sich nicht aus den 
Vorschriften des Gesetzes und den Vorschriften die- 
ser Verordnung etwas anderes ergibt. 

(2) Die vom zuständigen zentralen Kollegialorgan 
der Hochschule gebildete Kommission für die För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses (zen- 
trale Kommission) vergibt die Stipendien auf An- 
trag der Bewerber. 

(3) Die Anträge werden der zentralen Kommission 
über die von den Fachbereichen gebildeten Kom- 
missionen für die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses (Fachbereichskommissionen) mit deren 
Stellungnahme zugeleitet. Die Fachbereichskommis- 
sionen fassen ihre Stellungnahmen zu den Anträgen 
auf erstmalige Gewährung eines Stipendiums in 
Vorschlagslisten zusammen, 

(4) Anträge auf Gewährung eines Stipendiums 
können wiederholt gestellt werden. 

(5) Die zentrale Kommission schreibt die Stipen- 
dien hochschulöffentlich aus. 

§ 12 

Verteilung der Förderungsmittel 

(1) Die zentrale Kommission verteilt die Förde- 
rungsmittel auf die Fachbereiche und, wenn die 


Fachbereichskommissionen hierfür besondere Vor- 
schlagslisten eingereicht haben, auf die Fachrich- 
tungen. Die zentrale Kommission kann die Ein- 
reichung von Vorschlagslisten für einzelne Fachrich- 
tungen verlangen, wenn die erforderlich ist, um 
Vorhaben zu fördern, die für die Entwicklung der 
Wissenschaft bedeutsam sind, oder um dem Bedarf 
an wissenschaftlichem Nachwuchs in einer Fachrich- 
tung hinreichend Rechnung zu tragen. 

(2) Die zentrale Kommission gibt den Fachbe- 
reichskommissionen vor der Zuleitung der Anträge 
bekannt, welche Mittel für ihre Vorschläge voraus- 
sichtlich bereitstehen werden. 

(3) Die zentrale Kommission kann auf Antrag 
einer Fachbereichskommission einen Teil der auf 
ihre Vorschlagsliste entfallenden Stipendien Be- 
werbern Vorbehalten, deren wissenschaftliche Vor- 
haben auf die Forschungsplanung der Hochschule 
oder des Fachbereichs abgestimmt sind. 

(4) Die Mittel für die Promotionsförderung und 
die Förderung eines weiteren Studiums im Sinne 
des § 3 des Gesetzes werden von der zentralen 
Kommission gesondert vergeben. Für beide För- 
derungszwecke sind gesonderte Vorschlagslisten 
aufzustellen. 

§ 13 

Erstmalige Gewährung des Stipendiums 

(1) Der Bewerber fügt seinem Antrag einen 
Arbeitsplan bei, in welchem er die Gründe für die 
Wahl seines Vorhabens darlegt. Beantragt der Be- 
werber die Förderung einer Promotion, so hat der 
Arbeitsplan entsprechend dem Stand der Vorarbei- 
ten auch einen Aufriß des Themas und einen Zeit- 
plan zu enthalten. 

(2) Die Fachbereichskommission prüft das Vorlie- 
gen der Förderungsvoraussetzungen bei einem Be- 
werber anhand von Gutachten, die mindestens zwei 
Hochschullehrer erstattet haben. Auf Antrag des 
Bewerbers hat die Fachbereichskommission Gut- 
achter zu benennen. Die zentrale Kommission kann 
auf Vorschlag der Fachbereichskommission als einen 
von mehreren Gutachtern auch ein promoviertes 
Mitglied der Hochschule zulassen, das nicht Hoch- 
schullehrer ist. Ein Gutachter kann Hochschullehrer 
an einer auswärtigen Hochschule sein. 

(3) Die Gutachter erörtern mit dem Bewerber den 
Arbeitsplan. Auf seinen Antrag würdigen sie ein- 
zelne Studien- und Prüfungsleistungen, die den 
Schluß auf seine besondere Befähigung zu wissen- 
schaftlicher Arbeit zulassen. Hat der Bewerber das 
Studium noch nicht abgeschlossen, so äußern sich 
die Gutachter ausführlich über seine Studienlei- 
stungen. 

(4) Die Fachbereichskommissionen stellen ihre 
Vorschlagslisten in Sitzungen auf, die mindestens 
einmal im Halbjahr stattfinden. Ist zu erwarten, 
daß eine besonders qualifizierte Bewerbung in der 
demnächst aufzustellenden Vorschlagsliste vorran- 
gig befürwortet würde, so kann zur Vermeidung 
einer in der Wartezeit liegenden Härte die Stel- 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2118 


lungnahme im Umlaufverfahren herbeigeführt wer- 
den. 

(5) Für die Entscheidung der zentralen Kommis- 
sion über die erstmalige Bewilligung des Stipen- 
diums gelten die Vorschriften des Absatzes 4 ent- 
sprechend. Weicht die zentrale Kommission vom 
Vorschlag einer Fachbereichskommission ab, so teilt 
sie ihr die Gründe mit. 

§ 14 

Verlängerung des Stipendiums 
und Leistungsnachweis 

(1) Soll das Stipendium verlängert werden, so ist 
spätestens zwei Wochen vor Ablauf des Bewilli- 
gungszeitraums darüber zu entscheiden. Innerhalb 
der Regelförderungsdauer kann eine Verlängerung 
des Stipendiums für einen Zeitraum bis zu einem 
Jahr ausgesprochen werden. 

(2) Vor jeder Entscheidung über die Verlängerung 
des Stipendiums fertigt der Stipendiat einen 
Arbeitsbericht an, aus dem sich der sachliche und 
zeitliche Verlauf der bisherigen Arbeit und ein 
Zeitplan für die Lösung der noch offenen Pro- 
bleme ergeben. 

(3) Beantragt der Stipendiat eine Verlängerung 
innerhalb der Regelförderungsdauer, so erörtert ein 
Hochschullehrer mit ihm den Arbeitsbericht. Der 
Hochschullehrer leitet den Arbeitsbericht mit sei- 
ner Stellungnahme, insbesondere zum Zeitplan, der 
Fachbereichskommission zu, wenn er die Verlänge- 
rung des Stipendiums bis zu dem aus dem Arbeits- 
bericht unter Berücksichtigung des § 8 Abs. 3 Satz 1 
Nummer 2 a des Gesetzes sich ergebenden Zeit- 
punkt für offensichtlich gerechtfertigt hält. Andern- 
falls ist die Stellungnahme zusammen mit einem 
Gutachten der Fachbereichskommission vorzulegen. 
Die zentrale Kommission kann sich einem positiven 
Vorschlag der Fachbereichskommission ohne nähere 
Prüfung anschließen. 

(4) Beantragt der Stipendiat eine Verlängerung 
über die Regelförderungsdauer hinaus, so prüft die 
Fachbereichskommission den Antrag anhand von 
zwei Gutachten; für die Bennennung der Gutachter 
gelten die Vorschriften des § 13 Abs. 2 entspre- 
chend. Die Gutachter äußern sich ausführlich über 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die Ver- 
längerung des Stipendiums. Die zentrale Kommis- 
sion macht die für ihre Entscheidung maßgebenden 
Gründe aktenkundig. 

(5) Beantragt der Stipendiat die Weitergewäh- 
rung des Stipendiums gemäß § 8 Abs. 3 Satz 2 des 
Gesetzes, so gelten die Vorschriften des Absatzes 4 
entsprechend. 

§ 15 

Abweichende Vorschriften der Länder 
und der Hochschulen 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
das Vergabeverfahren abweichend von den Vor- 


schriften der §§ 13 und 14 zu regeln, um die Lei- 
stungsbewertung und den Leistungsnachweis zu 
verbessern sowie das Vergabeverfahren zu verein- 
fachen. Die Landesregierungen können diese Er- 
mächtigung auf die Hochschulen mit der Maßgabe 
übertragen, daß der Erlaß von Vorschriften durch 
die Hochschulen der Genehmigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde bedarf. 

(2) Der Erlaß von Vorschriften durch die Landes- 
regierung sowie die Erteilung einer Genehmigung 
aufgrund der Vorschriften des Absatzes 1 erfolgen 
nach Unterrichtung des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft. 

§ 16 

Gewährung von Zuschlägen 

(1) Beantragt der Stipendiat die Förderung eines 
Auslandsaufenthalts von mehr als drei Monaten, 
so holt die Fachbereichskommission eine gutacht- 
liche Stellungnahme des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes ein. 

(2) Zuschläge für Sachkosten und Fahrkosten im 
Inland kann die zentrale Kommission ohne Beteili- 
gung der Fachbereichskommission aufgrund der gut- 
achtlichen Stellungnahme eines Hochschullehrers 
gewähren. 

§ 17 

Abschlußbericht 

(1) Nach Beendigung der Förderung legt der Sti- 
pendiat der zentralen Kommission über die Fach- 
bereichskommission einen Bericht über seine Arbeit 
während der gesamten Förderungsdauer vor und 
stellt darin insbesondere seine Arbeit im letzten 
Bewilligungszeitraum dar. 

(2) Ist eine Promotion gefördert worden, so ge- 
nügt die Mitteilung über die Einreichung der wis- 
senschaftlichen Arbeit. Kann der Stipendiat sie 
nicht einreichen, so legt er die Gründe hierfür dar 
und äußert sich zum beabsichtigten Fortgang der 
Arbeit. 

§ 18 

Feststellung des Widerrufs des Stipendiums 

Die zentrale Kommission trifft die Feststellung, 
daß der Stipendiat sich nicht im erforderlichen und 
ihm zumutbaren Maß um die Verwirklichung des 
Zwecks der Gewährung bemüht hat, nach Anhö- 
rung des Stipendiaten mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 

3. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 19 

Aufgaben der Fachbereichskommissionen 

Sind Fachbereiche noch nicht eingerichtet, so bil- 
den die Fakultäten oder die ihnen nach Struktur 
und Aufgaben am nächsten stehenden Einheiten der 
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Hochschule Kommissionen für die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses, die die Aufgaben 
der Fachbereidiskommissionen wahrnehmen. 

§ 20 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 15 des Geset- 
zes auch im Land Berlin. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Ersten de^ Monats in 
Kraft, der auf den Tag ihrer Verkündung folgt. 
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